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Vorbemerkungen 

 

Dieses Rechtsgutachten ist im Rahmen des vom Bundesministerium für Verkehr (BMV) 
geförderten Projektes „Hochleistungsladen im Lkw-Fernverkehr“ (HoLa) in Zusammenar-
beit mit der Professur Infrastrukturwirtschaft und -management (IWM) an der Bauhaus-
Universität Weimar erstellt worden. In diesem Zusammenhang werden in diesem Rechts-
gutachten Gestaltungs- und Reformalternativen hinsichtlich der Bereitstellung öffentli-
cher Basis-Ladeinfrastruktur für E-Lkw in der Bundesrepublik Deutschland untersucht, die 
im Rahmen der folgenden Studie, die an der Professur IWM erstellt worden ist, beleuchtet 
und aus ökonomischer Perspektive grundsätzlich positiv beurteilt worden sind:  

Grüter, C. / Beckers, T. / Pfaff, H. / Vorwerk, L. (2026): Bereitstellung von Ladeinf-
rastruktur für den batterieelektrischen Straßengüterverkehr in Deutschland – Eine 
ökonomische Analyse; im Rahmen des vom Bundesministerium für Verkehr (BMV) 
geförderten Forschungsprojekts „Hochleistungsladen im Lkw-Fernverkehr“ (HoLa) 
erstellte Studie, Online-Veröffentlichung. 

Angemerkt sei, dass die Gestaltungs- und Reformalternativen ergänzend zu diesem (ver-
fassungsrechtlichen) Rechtsgutachten in dem folgenden (ebenfalls im Rahmen des HoLa-
Projekts erstellten) Rechtsgutachten aus unionsrechtlicher Perspektive untersucht wor-
den sind:  

Weiß, H. / Landerer, L. M. (2026): Die Bereitstellung öffentlicher Basis-Ladeinfra-
struktur für E-Lkw in der Bundesrepublik Deutschland − Europarechtliche Rahmen-
bedingungen; im Rahmen des vom Bundesministerium für Verkehr (BMV) geför-
derten Forschungsvorhabens „Hochleistungsladen Lkw-Fernverkehr“ (HoLa) er-
stelltes Rechtsgutachten, Online-Veröffentlichung. 

Im Übrigen ist im Rahmen des HoLa-Projekts das folgende weitere Rechtsgutachten er-
stellt worden, in dem spezielle vergabe- und beihilferechtliche Analysen bezüglich der Be-
reitstellung von Lkw-Ladeinfrastruktur in Deutschland durchgeführt worden sind: 

Schulz, L. / Lehnshack, M. (2026): Vergabe von Hochleistungsladeinfrastruktur für 
E-Lkw im Fernverkehr; im Rahmen des vom Bundesministerium für Verkehr (BMV) 
geförderten Forschungsvorhabens „Hochleistungsladen Lkw-Fernverkehr“ (HoLa) 
erstelltes Rechtsgutachten, Online-Veröffentlichung. 

 

 

https://www.uni-weimar.de/fileadmin/user/fak/bauing/professuren_institute/Infrastrukturwirtschaft_und-management/Forschung/Publikationen/2026/grueter_et_al_2026-bereitstellung_ladeinfrastruktur_fuer_sgv_in_deutschland.pdf
https://www.uni-weimar.de/fileadmin/user/fak/bauing/professuren_institute/Infrastrukturwirtschaft_und-management/Forschung/Drittmittelprojekte/projektergebnisse/2026_hola/weiss_landerer_2026-bereitstellung_oeff-basis-ladeinfrastruktur-fuer-e-lkw-in-deutschland-europarechtlicher-rahmen.pdf
https://www.uni-weimar.de/fileadmin/user/fak/bauing/professuren_institute/Infrastrukturwirtschaft_und-management/Forschung/Drittmittelprojekte/projektergebnisse/2026_hola/schulz_lehnshack_2026-vergabe-von-hochleistungsladeinfrastruktur-fuer-e-lkw.pdf
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A. SACHVERHALT, RECHTLICHE BESTANDSAUFNAHME UND AUFGABENSTELLUNG 

Im Interesse eines klimaverträglichen Lkw-Verkehrs ist der Aufbau einer Schnellladeinfra-
struktur für elektrische Lkw dringend geboten (A.I ). Der dazu entwickelte Reformvor-
schlag (A.III), dessen verfassungsrechtliche und unionsrechtliche Umsetzbarkeit geprüft 
werden soll, wird verständlich vor dem Hintergrund des bestehenden gesetzlichen Rah-
mens, der deshalb hier knapp skizziert werden soll (A.II). 

I. Schnellladeinfrastruktur für einen klimaverträglichen Lkw-Verkehr 

Zur Erreichung der in Deutschland geltenden Klimaschutzziele – die nicht nur gesetzlich 
definiert, sondern auch völker-, unions- und verfassungsrechtlich fundiert sind1 – müssen 
die Treibhausgasemissionen in allen Sektoren erheblich gesenkt werden. Für den Ver-
kehrssektor hat die Bundesregierung der Bundesrepublik Deutschland das Ziel definiert, 
die Treibhausgasemissionen bis 2030 um 48% gegenüber 1990 zu reduzieren.2 Da ein Drit-
tel der CO2-Emissionen des Verkehrssektors vom Straßengüterverkehr verursacht wird, 
liegt im Einsatz von Nullemissions-Fahrzeugen ein sehr hohes CO2-Einsparpotential.3 Die 
dafür erforderliche „Antriebswende“ wird im Schwerpunkt über eine Elektrifizierung 
stattfinden, und zwar über batterieelektrische Systeme. Das gilt sowohl für den Personen- 
als auch für den Güterverkehr. Selbst im Schwerlastverkehr werden Wasserstoff und syn-
thetische Kraftstoffe wahrscheinlich nur einen schmalen Anwendungsbereich haben. Die-
ser Trend hat sich in den letzten Jahren deutlich abgezeichnet.4 

 
 Dieser Abschnitt A. wurde als Grundlage für die beiden parallelen Rechtsgutachten zu den verfassungs-
rechtlichen (G. Hermes) und den unionsrechtlichen (H. Weiß, L. Landerer) Fragen der Bereitstellung öffent-
licher Basis-Ladeinfrastruktur für E-Lkw in der Bundesrepublik Deutschland von diesen drei Autoren ge-
meinsam verfasst und ist in identischer Textform einleitender Bestandteil beider Rechtsgutachten. 
1 Verfassungsrechtlich folgt der Auftrag zum Klimaschutz aus Art. 2 Abs. 2 S. 1 GG (objektive Pflicht des 
Staates zum Schutz des Lebens und der körperlichen Unversehrtheit) und aus Art. 20a GG, siehe BVerfGE 
157, 30 ff. Im Recht der EU schreiben die Verordnung (EU) 2021/1119 vom 30.06.2021 zur Schaffung des 
Rahmens für die Verwirklichung der Klimaneutralität und zur Änderung der Verordnungen (EG) Nr. 
401/2009 und (EU) 2018/1999 („Europäisches Klimagesetz“) und die Verordnung (EU) 2018/842 vom 
30.05.2018 zur Festlegung verbindlicher nationaler Jahresziele für die Reduzierung der Treibhausgasemis-
sionen im Zeitraum 2021 bis 2030 als Beitrag zu Klimaschutzmaßnahmen zwecks Erfüllung der Verpflich-
tungen aus dem Übereinkommen von Paris sowie zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 525/2013 die Kli-
maziele verbindlich fest. Für den Gebäudesektor gelten zudem die Vorgaben der Richtlinie (EU) 2018/844 
vom 30.05.2018 zur Änderung der Richtlinie 2010/31/EU über die Gesamtenergieeffizienz von Gebäuden 
und der Richtlinie 2012/27/EU über Energieeffizienz, ABlEU L 156 vom 19.06.2018, 75. Völkerrechtlich ver-
pflichtet vor allem das Pariser Klimaabkommen alle Vertragsstaaten zum Klimaschutz; in Deutschland gilt 
das Abkommen kraft des Gesetzes vom 28.09.2016 zu dem Übereinkommen von Paris vom 12.12.2015, 
BGBl. II 2016, Nr. 26, 1082. Der EGMR hat aus der EMRK ein Menschenrecht auf Klimaschutz abgeleitet, vgl. 
EGMR, Große Kammer, Urt. v. 09.04.2024 – 53600/20 Klimaseniorinnen / Schweiz; das Urteil dürfte auch 
die künftige Auslegung des Grundgesetzes beeinflussen. 
2 Bundesregierung / BMDV, Masterplan Ladeinfrastruktur II der Bundesregierung, Stand: Oktober: 2022, S. 
5; https://www.bmv.de/SharedDocs/DE/Anlage/G/masterplan-ladeinfrastruktur-2.pdf?__blob=publica-
tionFile, zuletzt abgerufen an 18.12.2025. 
3 BMDV, Konzept nach § 3 Absatz 8 Schnellladegesetz zur Ausschreibung eines Lkw-Schnellladenetzes an 
unbewirtschafteten Rastanlagen, 19.06.2024, S. 3, abrufbar unter https://www.bundestag.de/re-
source/blob/1049638/80-Protokoll-Anlagenkonvolut.pdf (zuletzt abgerufen am 18.12.2025). 
4 Hacker u.a., im Aufttrag des Öko-Institut e.V., Electrification of heavy duty vehicles and development of 
charging infrastructure – future trends and recommendations for action from the perspective of vehicle 
manufacturers and charging infrastructure experts, 1st subreport of the research project "ELV LIVE - Ac-
companying research on the use of battery-electric heavy duty vehicles in day-to-day logistics operations", 
FKZ 16EM6003-1, 2024, abrufbar unter www.oeko.de; Strategy&, Truck study 2024, abrufbar unter 
https://www.strategyand.pwc.com/de/en/industries/transport/truck-study.html (zuletzt abgerufen am 
18.12.2025). 

https://www.bmv.de/SharedDocs/DE/Anlage/G/masterplan-ladeinfrastruktur-2.pdf?__blob=publicationFile
https://www.bmv.de/SharedDocs/DE/Anlage/G/masterplan-ladeinfrastruktur-2.pdf?__blob=publicationFile
https://www.bundestag.de/resource/blob/1049638/80-Protokoll-Anlagenkonvolut.pdf
https://www.bundestag.de/resource/blob/1049638/80-Protokoll-Anlagenkonvolut.pdf
http://www.oeko.de/
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Um die batterieelektrischen E-Lkw mit Strom zu versorgen, ist der Aufbau einer öffentli-
chen Ladesäuleninfrastruktur unumgänglich.5 Ebenso wie im Pkw-Bereich gilt, dass die 
Ladeinfrastruktur flächendeckend und bedarfsgerecht ausgebaut werden muss. Bei der 
Ladeinfrastruktur für elektrische Lkw kommen allerdings weitere spezifische Anforderun-
gen hinzu. 

Dies betrifft zunächst die benötigten Grundstücksflächen sowie Ladeleistungen und damit 
auch die Netzanschlussleistungen. Der Flächenbedarf ist um ein Vielfaches größer, die be-
nötigten Lade- und Netzanschlussleistungen deutlich höher als bei der Ladeinfrastruktur 
für Pkw. Hinzu kommen spezifische logistische Anforderungen. Insbesondere muss dafür 
gesorgt werden, dass die Ladevorgänge unter Berücksichtigung der gesetzlich vorge-
schriebenen Lenk- und Ruhezeiten6 sowie arbeitsrechtlichen Vorgaben geplant und ver-
lässlich durchgeführt werden können. Funktionsbedingung dafür ist ein Reservierungssys-
tem, über das die Fahrerinnen und Fahrer die Ladeplätze mit hinreichendem zeitlichen 
Voraus buchen können.7  

Nicht zuletzt muss die Nutzung der Ladeinfrastruktur wirtschaftlich attraktiv sein, wenn 
die Antriebswende hin zu batterieelektrischen Antrieben gefördert werden soll. Die Lade-
kosten müssen planbar sein. Es bedarf einer transparenten und diskriminierungsfreien 
Preisstruktur. Die Tarife müssen den Nutzerbedürfnissen entsprechen und der Höhe nach 
attraktiv sein.8  

Um alle diese Anforderungen erfüllen zu können, bedarf es nicht nur einer bedarfsgerech-
ten Planung und Bereitstellung von Lkw-Ladeinfrastruktur an den Verkehrsachsen und in 
der Fläche,9 sondern auch eines intelligenten Betriebsmodells, das ein zentrales Reservie-
rungssystem vorhält und ein nutzerfreundliches Preissystem gewährleistet.  

II. Bestehender gesetzlicher Rahmen für die staatliche Gewährleistung 
von Lkw-Ladeinfrastruktur 

Auf der Grundlage seiner verfassungsrechtlichen Verpflichtung zum Klimaschutz und sei-
ner Infrastrukturverantwortung für den Verkehrssektor hat der Staat ein flächendecken-
des funktionsadäquates Angebot nur Nutzung von Schnellladeinfrastruktur für E-Lkw zu 
gewährleisten. Der bestehende gesetzliche Rahmen, mit dessen Hilfe er dieser Gewähr-

 
5 Bundesregierung / BMDV, Masterplan Ladeinfrastruktur II der Bundesregierung (Fn. 2), S. 39. Möglicher-
weise wird man ergänzend dazu eine Ladeinfrastruktur in Form eines Oberleitungsnetzes errichten müssen. 
Zu den damit verbundenen juristischen Fragestellungen siehe Weiß/Hermes/Meyer/Landerer, Verfassungs- 
und unionsrechtlicher Rahmen für die Organisation und Finanzierung von Oberleitungs-Ladeinfrastruktur 
für den batterieelektrischen Straßengüterverkehr, Februar 2025, https://w2k.de/wp-content/uplo-
ads/2025/03/2025-03-12-ESOB-RKI-RECHTSGUTACHTEN-endredaktionierte-Fassung.pdf, zuletzt abgerufen 
am 18.12.2025. 
6 Siehe die Übersicht auf der Homepage des Bundesamts für Logistik und Mobilität, 
https://www.balm.bund.de/SharedDocs/FAQs/DE/Fahrpersonalrecht/Fahrpersonalrecht_02_7.html (zu-
letzt abgerufen am 18.12.2025).  
7 Vgl. Autobahn GmbH, Projektexposé „Planung, Errichtung und Betrieb von öffentlich zugänglicher Schnell-
ladeinfrastruktur für E-Lkw an unbewirtschafteten Rastanlagen entlang der Bundesautobahnen in der Bun-
desrepublik Deutschland“, ohne Datum, S. 6, abrufbar unter https://www.autobahn.de/storage/ 
user_upload/qbank/Projektexpose_Auschreibung_Lkw-Schnellladenetz_unbewirtschaftete_Rastanla-
gen.pdf (zuletzt abgerufen am 18.12.2025). 
8 BMDV, Konzept nach § 3 Absatz 8 Schnellladegesetz (Fn. 3), S. 12. 
9 Bundesregierung / BMDV, Masterplan Ladeinfrastruktur II der Bundesregierung (Fn 2), S. 39. 

https://w2k.de/wp-content/uploads/2025/03/2025-03-12-ESOB-RKI-RECHTSGUTACHTEN-endredaktionierte-Fassung.pdf
https://w2k.de/wp-content/uploads/2025/03/2025-03-12-ESOB-RKI-RECHTSGUTACHTEN-endredaktionierte-Fassung.pdf
https://www.balm.bund.de/SharedDocs/FAQs/DE/Fahrpersonalrecht/Fahrpersonalrecht_02_7.html
https://www.autobahn.de/storage/user_upload/qbank/Projektexpose_Auschreibung_LKW-Schnellladenetz_unbewirtschaftete_Rastanlagen.pdf
https://www.autobahn.de/storage/user_upload/qbank/Projektexpose_Auschreibung_LKW-Schnellladenetz_unbewirtschaftete_Rastanlagen.pdf
https://www.autobahn.de/storage/user_upload/qbank/Projektexpose_Auschreibung_LKW-Schnellladenetz_unbewirtschaftete_Rastanlagen.pdf


7 
H E R M E S ,  V E R F A S S U N G S R E C H T L I C H E R  R A H M E N  F Ü R  D I E  B E R E I T S T E L L U N G  Ö F F E N T L I C H E R  E - L K W - S C H N E L L L A D E I N F R A S T R U K T U R  

leistungsverantwortung nachzukommen versucht, ist nachfolgend im Überblick zu erläu-
tern. Er ergibt sich auf europäischer Ebene unmittelbar aus der AFIR10 und auf bundes-
rechtlicher Ebene aus dem Schnellladegesetz –SchnellLG11. 

1. Gewährleistung des Infrastrukturhochlaufs 

Es ist anerkannt, dass dem Staat eine Gewährleistungsaufgabe im Verkehrsbereich zu-
kommt, die sich auf die Bereitstellung von Verkehrswegen und auf die Ermöglichung der 
Mobilität von Personen und des Transports von Gütern auf diesen Verkehrswegen be-
zieht.12 Angesichts des erheblichen Anteils des Verkehrssektors an den Treibhausgasemis-
sionen verdichtet sich diese verkehrsbezogene Infrastrukturverantwortung vor dem Hin-
tergrund der bundesverfassungsgerichtlich anerkannten Klimaschutzverpflichtung13 zu 
der Aufgabe, für eine Transformation in Richtung Treibhausgasneutralität des Verkehrs-
sektors Sorge zu tragen.14 Für den Gütertransport kann dies – neben einer Reihe anderer 
Maßnahmen wie z.B. der Verlagerung von Gütern auf die Schiene – nach dem aktuellen 
Erkenntnisstand nur die schnellstmögliche Umstellung des Lkw-Verkehrs auf treibhaus-
gasneutrale und damit vor allem auf batterieelektrische Antriebe bedeuten. Daraus folgt 
die staatliche Verpflichtung, ein flächendeckendes und funktionsadäquates Angebot zur 
Nutzung von Ladeinfrastruktur für E-Lkw zu gewährleisten. 

a) Verordnung über den Aufbau der Infrastruktur für alternative Kraftstoffe 

Auf europäischer Ebene wurde diese Verpflichtung aufgegriffen durch die Verordnung 
über den Aufbau der Infrastruktur für alternative Kraftstoffe (AFIR). Nach Art. 4 Abs. 1 
AFIR müssen die Mitgliedstaaten dafür sorgen, dass in ihrem Hoheitsgebiet eine Mindest-
abdeckung mit öffentlich zugänglichen Ladepunkten für schwere Nutzfahrzeuge mit 
Elektroantrieb sichergestellt ist. Dazu werden in Art. 4 Abs. 1 lit. a) bis h) AFIR bestimmte 
Mindestvorgaben aufgelistet. Lit. a) und b) ii) betreffen das TEN-V-Straßennetz15. Lit. b) i) 
– d) betreffen nur das TEN-V-Kernstraßennetz. Eine Mindestvorgabe für Parkplätze allge-
mein enthalten lit. e) und f).  

Besondere Beachtung verdient das Fernziel nach Art. 4 Abs. 1 lit. d) AFIR, wonach die Mit-
gliedstaaten sicherstellen müssen, dass bis zum 31. Dezember 2030 entlang des TEN-V-
Gesamtstraßennetzes öffentlich zugängliche Ladestandorte für schwere Nutzfahrzeuge 
mit Elektroantrieb in jeder Fahrtrichtung in einer Entfernung von höchstens 100 km von-
einander errichtet werden und dass jeder Ladestandort eine Ladeleistung von mindestens 
1 500 kW bietet und über mindestens einen Ladepunkt mit einer individuellen Ladeleis-
tung von mindestens 350 kW verfügt. Besondere Bedeutung hat auch lit e), wonach bis 

 
10 Verordnung (EU) 2023/1804 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 13. September 2023 über 
den Aufbau der Infrastruktur für alternative Kraftstoffe und zur Aufhebung der Richtlinie 2014/94/EU, kon-
solidierte Fassung: Dokument 02023r1804-20250414. 
11 Schnellladegesetz vom 25. Juni 2021 (BGBl. I S. 2141), das durch Artikel 12 des Gesetzes vom 22. Dezem-
ber 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 409) geändert worden ist. 
12 Zuletzt mit ausführlichen Nachw. Kloidt, Wirtschaftliche Tätigkeiten auf öffentlichen Straßen, 2025, S. 74 
ff.; s. auch Dörr, in: VVDStRL 2012, S. 323 (327); Hermes, in: Die Verwaltung 53 (2020), S. 311 ff.; bezogen 
auf den ÖPNV Knauff, Der Gewährleistungsstaat, 2004, S. 48. 
13 S. dazu bereits oben Fn. 1. 
14 Überblick und ausführliche Nachw. dazu bei Hermes, in: Die Verwaltung 53 (2020), S. 311 ff. 
15 Verordnung (EU) 2024/1679 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 13. Juni 2024 über Leitli-
nien der Union für den Aufbau des Transeuropäischen Verkehrsnetzes, zur Änderung der Verordnungen 
(EU) 2021/1153 und (EU) Nr. 913/2010 und zur Aufhebung der Verordnung (EU) Nr. 1315/2013 (Text von 
Bedeutung für den EWR) 
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zum 31. Dezember 2027 auf jedem sicheren und gesicherten Parkplatz mindestens zwei16 
öffentlich zugängliche Ladestationen für schwere Nutzfahrzeuge mit Elektroantrieb mit 
einer individuellen Ladeleistung von mindestens 100 kW vorhanden sein müssen. 

b) Schnellladegesetz 

Zur Umsetzung der AFIR gilt in Deutschland das SchnellLG. Nach § 3 Abs. 1 SchnellLG ge-
währleistet das Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur die flächende-
ckende und bedarfsgerechte Bereitstellung von Schnellladeinfrastruktur für reine Batte-
rieelektrofahrzeuge. Der Anwendungsbereich des SchnellLG erstreckt sich nach § 1 
SchnellLG auch auf E-Lkw (Fahrzeugklasse N i. S. d Art.  4 der Verordnung (EU) 2018/858). 

Seine Gewährleistungsaufgabe erfüllt das Ministerium konzeptionell über Bedarfspla-
nung, Ausschreibungen und vertraglich gesicherte Betreiberpflichten.17 Kern des Kon-
zepts ist zunächst eine systematische Ermittlung des bundesweiten Bedarfs an Schnellla-
destandorten durch das Ministerium. Dabei werden Suchräume und konkrete Standorte 
so geplant, dass ein Grundversorgungsnetz („Deutschlandnetz“) entsteht, das das beste-
hende privatwirtschaftliche Angebot ergänzt und Lücken insbesondere auf Mittel- und 
Langstrecken sowie in weniger wirtschaftlich attraktiven Räumen schließt. Nach § 3 Abs. 
2 Satz 4 SchnellLG soll ein Schwerpunkt auf den Infrastrukturausbau des Mittel- und Lang-
streckenverkehrs gelegt werden, wobei sich die Schnellladeinfrastruktur an Bundesfern-
straßen an bewirtschafteten und unbewirtschafteten Rastanlagen befinden soll. 

Auf der Grundlage dieser Bedarfsplanung und festgelegter Standards schreibt das BMV 
die Errichtung und den Betrieb von Schnellladestandorten in Losen in einem oder mehre-
ren Vergabeverfahren aus. Die Lose bündeln zahlreiche Suchräume und umfassen auch 
wirtschaftlich schwächere Standorte und werden nach Kriterien wie Kosten, techni-
sches/betriebliches Konzept und Kundenfreundlichkeit vergeben; so werden Betreiber 
vertraglich verpflichtet, Infrastruktur aufzubauen und über einen definierten Zeitraum zu 
betreiben. 

Das SchnellLG enthält bislang – ebenso wenig wie die AFIR – keine Regelungen, die die 
spezifischen Bedürfnisse im Bereich der Lkw-Ladeinfrastruktur adressieren. Immerhin 
macht § 3 Abs. 2 Satz 3 SchnellLG sowohl für Pkw als auch für Lkw die Zielvorgabe, dass 
es dem Nutzer ermöglicht werden soll, „bundesweit jeden Ort auf direktem Weg zu errei-
chen“. Und das Ziel der „Nutzerfreundlichkeit“ kommt in § 3 Abs. 3 SchnellLG zum Aus-
druck. Bei alledem hat der Gesetzgeber aber offenbar in erster Linie die Pkw-Ladeinfra-
struktur im Blick gehabt. 

2. Flächenbereitstellung 

Wegen des besonders großen Flächenbedarfs bei der Realisierung von Ladestandorten 
für E-Lkw kommt es für den Aufbau einer bedarfsgerechten Lkw-Ladeinfrastruktur maß-
geblich auf die rechtlichen Rahmenbedingungen an, nach denen sich der Zugriff auf die 
erforderlichen Flächen bestimmt. Entsprechend den erläuterten Vorgaben der AFIR und 
des SchnellLG ist der Blick dabei zunächst auf die Bundesfernstraßen (insbes. bewirtschaf-
tete und unbewirtschaftete Rastanlagen) zu richten (unten A.II.2.a)), bevor der allge-
meine rechtliche Rahmen für die Realisierung von Lkw-Ladeinfrastruktur auf sonstigen 

 
16 Nach lit. f) müssen es bis zum 31.12.2030 vier sein. 
17 S. den Überblick des BMV „Das Deutschlandnetz“ (https://www.bmv.de/SharedDocs/DE/Arti-
kel/G/deutschlandnetz.html; zuletzt abgerufen am 18.12.2025). 

https://www.bmv.de/SharedDocs/DE/Artikel/G/deutschlandnetz.html
https://www.bmv.de/SharedDocs/DE/Artikel/G/deutschlandnetz.html
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(privaten) Flächen (z.B. Autohöfe) kurz anzusprechen ist (dazu A.II.2.b)). Soweit es zu-
nächst also um Ladestationen auf Flächen der Bundesfernstraßen (bewirtschaftete und 
unbewirtschaftete Rastanlagen; sonstige Parkflächen, die zu den Bundesfernstraßen ge-
hören) geht, ist zunächst die Bedeutung der Straßenbaulast und die Rolle der Autobahn 
GmbH in diesem Zusammenhang zu klären (nachfolgend A.II.2.a)(a)), bevor der Rechts-
rahmen für die Realisierung von größeren Ladestandorten mit mehreren Ladestationen 
(Ladeparks, dazu A.II.2.a)(b)) erläutert wird, während einzelne Lkw-Ladestationen auf 
Bundesfernstraßenflächen (dazu A.II.2.a)(c)) in der Praxis nur eine nachgeordnete Rolle 
spielen dürften. 

a) Flächen an Bundesfernstraßen 

Die hier zunächst zu betrachtenden Flächen „an“18 Bundesfernstraßen sind rechtlich Be-
standteile dieser Straßen. Deshalb gehört ihre Bereitstellung für Zwecke der Errichtung 
und des Betriebs von Ladeinfrastruktur für Lkw zur Bundesfernstraßen-Baulast und muss 
den bundesfernstraßenrechtlichen Regeln über die Bereitstellung von Straßenflächen für 
solche besonderen Zwecke folgen. 

(a) Flächenbereitstellung als Aufgabe der für die Straßenbaulast zuständigen Stellen 

Zu den Flächen der Bundesfernstraßen gehören auch die für die Realisierung von Lkw-
Ladeinfrastruktur primär in Betracht kommenden Fahrgassen und Parkflächen auf bewirt-
schafteten und unbewirtschafteten Rastanlagen an Bundesautobahnen sowie Parkplätze 
an sonstigen Bundesfernstraßen, soweit sie als Bundesstraße gewidmet sind. Bei solchen 
Verkehrsflächen handelt es sich um unselbständige Teile von Bundesstraßen im Sinne des 
§ 1 Abs. 1 und Abs. 2 Nr. 1 FStrG.19 Sie sind Teil des Straßenkörpers i. S. d. § 1 Abs. 4 Nr. 1 
FStrG.20 Der Begriff des Straßenkörpers ist nicht auf die (meist befestigte) Verkehrsfläche 
(insb. die geteerte Fläche) begrenzt, sondern umfasst nach § 1 Abs. 4 Nr. 1 FStrG auch die 
angrenzenden Böschungen, Gräben, Sicherheitstreifen etc. 

Die Straßenbaulast an den Bundesautobahnen und sonstigen Bundesfernstraßen umfasst 
nach § 3 Abs. 1 Satz 1, 2 FStrG alle mit dem Bau und der Unterhaltung der Bundesfern-
straßen zusammenhängenden Aufgaben. Die Träger der Straßenbaulast haben nach ihrer 
Leistungsfähigkeit die Bundesfernstraßen in einem dem regelmäßigen Verkehrsbedürfnis 
genügenden Zustand zu bauen, zu unterhalten, zu erweitern oder sonst zu verbessern. Zu 
den der Straßenbaulast zugeordneten Aufgaben gehört auch die Wahrnehmung der Ei-
gentumsrechte an den Straßengrundstücken21, soweit diese nicht durch das öffentlich-
rechtliche Nutzungsregime als Folge der Widmung überlagert sind. Die für die Wahrneh-
mung der Straßenbaulast zuständige Stelle bedarf also keiner gesonderten zivilrechtli-
chen Gestattung,22 wenn sie auf Bundesstraßen Einrichtungen oder Nutzungen zulässt, 
die (auch) das Eigentumsrecht an den Straßengrundstücken berühren. 

 
18 Flächen in der Nähe von Bundesstraßen (insbesondere Autohöfe) werden erst später – unten A.II.2.b) – 
behandelt. 
19 S. dazu nur Meßerschmidt, NZV 2022, S. 169 (171) m.w.N. 
20 BVerwG, 16.06.2016 – 9 A 4/15 –, juris Rn. 39 (bezogen auf nicht bewachte Parkplätze und PWC-Anlagen); 
Sauthoff, in: Müller/Schulz, FStrG, 3. Aufl. 2022, § 1 Rn. 34. 
21 Eine ausdrückliche gesetzliche Regelung zur Wahrnehmung der Eigentumsrechte durch den Straßenbau-
lastträger fehlt im FStrG (anders im Landesrecht, bspw. § 12 Abs. 1 LStrG BW; § 13 Abs. 1 HStrG; § 11 Abs. 
5 StrWG NRW; Art. 13 Abs. 1 BayStrWG); nach herrschender Auffassung gilt hier aber nichts anderes, siehe 
Sauthoff, in: Müller/Schulz, FStrG, 3. Aufl. 2022, § 8 Rn. 81; Stahlhut, in Kodal, Hdb. Straßenrecht, 8. Aufl. 
2021. Kap 27 Rn. 4.  
22 Vgl. Majcherek, in: Marschall, FStrG, 6. Aufl. 2012, § 8 Rn. 46. 
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Träger der Straßenbaulast für die Bundesfernstraßen ist – jenseits der hier nicht weiter 
interessierenden Ortsdurchfahrten – der Bund (§ 5 Abs. 1 FStrG). Die mit der Straßenbau-
last einhergehenden Aufgaben (insbesondere Planung, Bau, Betrieb, Erhaltung, Finanzie-
rung und die vermögensmäßige Verwaltung) hat der Bund durch §§ 1 und 5 Abs. 1 InfrGG 
zur „Ausführung“ auf die Autobahn GmbH übertragen, soweit es sich um Bundesautob-
ahnen oder um sonstige Bundesfernstraßen handelt, deren Verwaltung der Bund auf An-
trag eines Landes nach Art. 90 Abs. 4 GG in Bundesverwaltung übernommen hat. Bei der 
Autobahn GmbH handelt es sich um eine Gesellschaft, deren alleiniger Gesellschafter der 
Bund ist23. Es handelt sich um eine formelle Privatisierung der Bundesfernstraßenverwal-
tung24; bei der Autobahn GmbH handelt es sich um einen Fall der sogenannten „Verwal-
tung in Privatrechtsform“25. Die Wahrnehmung der Straßenbaulastaufgaben für die übri-
gen Bundesfernstraßen liegt gem. Art. 90 Abs. 3 GG bei den Ländern oder den nach Lan-
desrecht zuständigen Selbstverwaltungskörperschaften. 

Die umfassende Zuständigkeit der Autobahn GmbH des Bundes und der Landesstraßen-
bauverwaltungen der Länder für die Wahrnehmung der Straßenbaulastaufgaben für Bun-
desfernstraßen bedeutet allerdings nicht, dass diese Stellen die Lkw-Ladeinfrastruktur auf 
Bundesfernstraßenflächen selbst aufbauen müssen oder dürfen. Die Straßenbaulast nach 
§ 3 Abs. 1 FStrG soll nach herrschender Auffassung kein „Organisationsprivileg“ begrün-
den. Der Aufbau von Straßen, Teilen von Straßen oder Anlagen auf Straßen soll auch durch 
Dritte erfolgen können.26 

Sofern Dritte Anlagen und Einrichtungen auf Flächen errichten und unterhalten, die stra-
ßenrechtlich als Teil einer Bundesfernstraße zu qualifizieren sind, ist aber zu klären, wel-
che öffentlich-rechtlichen27 und ggf. zivilrechtlichen Gestattungen sie benötigen und wer 
jeweils nach welchem Verfahren legitimiert ist, diese Gestattungen zu erteilen. Dies gilt 
auch und nicht zuletzt für Lkw-Ladeinfrastruktur und hängt davon ab, ob es sich dabei um 
einen Nebenbetrieb an den Bundesautobahnen im Sinne des § 15 FStrG (nachfolgend 
A.II.2.a)(b)) oder um sonstige Ladestationen handelt (dazu unten A.II.2.a)(c)).  

(b) Lkw-Ladeparks an Bundesautobahnen (Nebenbetriebe) 

Entsprechend den Zwischenergebnissen des HoLa-Projektes28 legen wir nachfolgend zu-
grunde, dass die hier zu erörternde Ladeinfrastruktur für E-Lkw an Bundesautobahnen im 
Wesentlichen aus Ladestandorten mit mehreren Ladepunkten besteht und dass die Zu-
fahrt zu diesen Ladepunkten durch geeignete Vorrichtungen (z. B. elektronische Schran-
ken) beschränkt wird. Denn anderenfalls wäre die Funktionalität der Ladepunkte, für die 

 
23 Nach der Formulierung in Art. 90 Abs. 2 Satz 3 GG und in § 1 Abs. 2 InfrGG steht die Gesellschaft „im 
unveräußerlichen Eigentum des Bundes“. 
24 Manssen, in: Siegel/Troidl (Hrsg.), Straßenrecht, 2025, § 4 Rn. 314. 
25 In der Gesellschafterversammlung der Gesellschaft wird der Bund durch das Bundesministerium für Digi-
tales und Verkehr vertreten (§ 3 InfrGG). 
26 Witting, in: Müller/Schulz, FStrG, 3. Aufl. 2022, § 3 Rn. 25. 
27 Nicht näher erörtert werden hier Überlegungen, die Errichtung und der Betrieb von Ladestationen als 
genehmigungsbedürftige und genehmigungsfähige Sondernutzung (§ 8 Abs. 1 FStrG) zu qualifizieren; dazu 
übersichtlich Ader/Beischau, EnWZ 2025, 3 (8). Denn Zustimmung verdient die Auffassung, wonach die Er-
richtung und der Betrieb einer Ladestation keiner Sondernutzungserlaubnis bedarf (VG München, 
02.05.2018 – M 2 E 18.2021 –, juris Rn. 15; a. A. Hartwig/Sterniczuk, NVwZ 2016, 1375 ), weil eine Ladesta-
tion selbst Teil der Straße ist und als Hilfseinrichtung für Verkehrsteilnehmer in unmittelbarem Zusammen-
hang mit der Straßenfunktion steht; so auch VGH München, 13.07.2018 – 8 CE 18.1071 –, juris Rn. 15 f. 
28 Siehe Plötz/Speth/Kappler/Klausmann/Satvat, Megawatt-Laden im Lkw-Fernverkehr: Erste Erkenntnisse 
zu Herausforderungen und Lösungsansätzen, Karlsruhe (Fraunhofer ISI), 2024, S. 12 mit Abbildungen und 
Erläuterungen zu den Vorschlägen für ein Standardlayout von Autobahn-Lkw-Ladestationen (https://hoch-
leistungsladen-lkw.de/hola-wAssets/docs/publikationen/HoLa_LessonsLearnt.pdf; zuletzt abgerufen am 
18.12.2025). 

https://hochleistungsladen-lkw.de/hola-wAssets/docs/publikationen/HoLa_LessonsLearnt.pdf
https://hochleistungsladen-lkw.de/hola-wAssets/docs/publikationen/HoLa_LessonsLearnt.pdf
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ein Reservierungssystem wohl unabdingbar sein dürfte29, stark eingeschränkt. Solche Ein-
richtungen werden nachfolgend als „Ladepark“ bezeichnet. 

Für die Realisierung solcher Ladeparks an Autobahnen ist zunächst die mögliche Erforder-
lichkeit eines Planfeststellungsverfahrens zu beachten. Soweit es um vorhandene Rastan-
lagen geht, kommt es dafür auf die – fachplanungsrechtlich zu beantwortenden – Frage 
an, ob die Umwandlung von Verkehrs- bzw. Parkflächen auf Rastanlagen in einen E-Lkw-
Ladepark eine erhebliche bauliche Umgestaltung im Sinne des § 17 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 
FStrG darstellt, für die auch nicht die Ausnahme des § 74 Abs. 7 VwVfG (Entfall von Plan-
feststellung und Plangenehmigung in Fällen von unwesentlicher Bedeutung) greift. Die 
Antwort auf diese Frage, die nicht Gegenstand dieses Rechtsgutachtens ist, dürfte zu-
nächst von dem Regelungsgehalt der jeweiligen „alten“ Planungsentscheidung (Planfest-
stellung) abhängen, auf der die Rastanlage beruht (pauschale Ausweisung als Rastanlage 
oder Ausweisung differenzierter Flächen für Verkehr, Nebenbetriebe, Grünanlagen etc.). 
Sodann dürfte die Erheblichkeit der Änderung davon abhängen, ob und inwieweit pla-
nungsrechtlich relevante Belange (z.B. Sicherheitsaspekte im Zusammenhang mit dem er-
forderlichen Netzanschluss oder Rückstaugefahren bei geschlossener „Schranke“ vor dem 
Ladepunkt) berührt werden. Schließlich könnte auch der Umfang der umzuwandelnden 
Fläche von Bedeutung sein. 

Was die hier interessierende Frage der Einschaltung Dritter bei der Realisierung solcher 
Ladeparks an den Bundesautobahnen angeht, so beantwortet sich diese nach unserer Ein-
schätzung aus dem rechtlichen Regime des § 15 FStrG. Denn es handelt sich bei solchen 
Ladeparks um Nebenbetriebe im Sinne dieser Vorschrift. Weil diese Einordnung von Lkw-
Ladeparks an Bundesautobahnen – soweit ersichtlich – in Rechtsprechung und Literatur 
noch nicht erörtert wurde, sollen nachfolgend unsere rechtlichen Erwägungen dazu kurz 
dargestellt werden. 

Gemäß § 15 Abs. 1 FStrG sind Nebenbetriebe alle „Betriebe an den Bundesautobahnen, 
die den Belangen der Verkehrsteilnehmer der Bundesautobahnen dienen (z. B. Tankstel-
len, bewachte Parkplätze, Werkstätten, Verlade- und Umschlagsanlagen, Raststätten) 
und eine unmittelbare Zufahrt zu den Bundesautobahnen haben“. Wie sich aus dem 
Wortlaut („z. B.“) eindeutig ergibt, sind diese in Absatz 1 genannten einzelnen Betriebs-
arten lediglich beispielhaft genannt. Es werden also auch alle anderen Einrichtungen (Ser-
vicebetriebe) erfasst, die den Belangen der Verkehrsteilnehmer dienen. Ladestationen für 
batteriebetriebene Lkw dienen den Belangen der Verkehrsteilnehmer ebenso wie fossile 
Tankstellen. § 15 Abs. 1 FStrG stellt keine Anforderungen an den Funktionsumfang, die 
bauliche Größe der Anlagen oder die Ausgestaltung des Waren- oder Dienstleistungsan-
gebots.30 Ein Nebenbetrieb liegt daher auch dann vor, wenn sich das Angebot auf die La-
demöglichkeiten beschränkt und daneben keine Waren oder weiteren Dienstleistungen 
angeboten werden. Die rechtliche Qualität eines Nebenbetriebs ist nach § 15 Abs. 1 FStrG 
auch nicht davon abhängig, dass sie durch einen rechtsförmlichen Akt (z.B. Vertrag, Ver-
waltungsakt) begründet wird. Vielmehr knüpft die Vorschrift die rechtliche Eigenschaft 
„Nebenbetrieb“ allein an die tatsächliche Service-Funktion eines Betriebs, der außerdem 
noch eine unmittelbare Zufahrt zu den Bundesautobahnen haben muss. Jedenfalls soweit 
es also um Lkw-Ladeparks – und nicht lediglich um einzelne Ladesäulen – geht, wird es 

 
29 Davon geht auch die Autobahn GmbH in ihrer Ausschreibung aus, wenn sie für das im Rahmen des Ange-
botes vorzulegende Betriebskonzept eine Reservierungsoption verlangt; Autobahn GmbH, Projektexposé 
(Fn. 7), S. 8. 
30 Linke, in: Marschall, FStrG, 6. Aufl. 2012, § 15 Rn. 8. 
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sich regelmäßig um Nebenbetriebe im Sinne des § 15 FStrG handeln.31 Räumlich erfasst 
werden von einem solchen Nebenbetrieb „Lkw-Ladepark“ alle die Flächen, die erforder-
lich sind, um die in der Vorschrift genannte Servicefunktion für Verkehrsteilnehmer erfül-
len zu können (Funktionsflächen).32 

Was die Einschaltung Privater in den Bau und den Betrieb von Lkw-Ladeparks an Auto-
bahnen angeht, so ergeben sich aus § 15 FStrG folgende Konsequenzen: Während der Bau 
von Nebenbetrieben auf Dritte übertragen werden kann (§ 15 Abs. 2 Satz 1 FStrG), sieht 
§ 15 Abs. 2 Satz 2 FStrG vor, dass der „Betrieb von Nebenbetrieben auf Dritte zu übertra-
gen ist, soweit nicht öffentliche Interessen oder besondere betriebliche Gründe entge-
genstehen“. Weiter sieht § 15 Abs. 3 Satz 1 FStrG für das Recht, einen Nebenbetrieb an 
der Bundesautobahn zu betreiben, vor, dass „der Konzessionsinhaber eine umsatz- oder 
absatzabhängige Konzessionsabgabe an den Bund zu entrichten“ hat und setzt damit of-
fensichtlich einen Konzessionsvertrag voraus. Ob dadurch einfache Beauftragungen 
(ohne Konzessionsvertrag) ausgeschlossen werden,33 ist bislang nicht geklärt. Insbeson-
dere der zweite Halbsatz von § 15 Abs. 1 Satz 2 FStrG („soweit …“) spricht aber dafür, dass 
dem Bund – nach Maßgabe der jeweils bedeutsamen öffentlichen Interessen oder be-
trieblichen Gründe – ein Gestaltungsspielraum zur Verfügung steht, ob, in welchem Um-
fang und auf welche Art und Weise er Dritte mit dem Betrieb von Nebenbetrieben beauf-
tragt. Wenn etwa dem öffentlichen Interesse an einem Hochlauf der Elektrifizierung des 
schweren Straßengüterverkehrs durch eine „Standard“-Konzessionierung (orientiert an 
Konzessionen für Tankstellen) privater Ladeparkbetreiber auf Rastplätzen nicht genügt 
werden kann, darf der Bund nach unserer Einschätzung einen „Mittelweg“ zwischen Kon-
zessionsvertrag und Eigenvornahme in Gestalt eines Auftrags beschreiten, der für Betrieb, 
Service, technische Verfügbarkeit, Zugang und Zugangsentgelte klare Vorgaben (z.B. Re-
servierung) enthält und diese durch stark eingeschränkte Betriebsrisiken und Betriebs-
chancen kompensiert. 

Zusammenfassend kann zu Lkw-Ladeparks an Bundesautobahnen festgehalten werden: 
Die dafür erforderlichen Flächen auf bewirtschafteten und unbewirtschafteten Rastanla-
gen sind Teil der Bundesautobahnen. Ihre Bereitstellung zum Zweck der Realisierung von 
Lkw-Ladeinfrastruktur ist Teil der als Straßenbaulast bezeichneten Verwaltungsaufgabe, 
die von der Autobahn GmbH wahrgenommen wird. Bei Lkw-Ladeparks an Bundesautob-
ahnen handelt es sich um Nebenbetriebe im Sinne des § 15 FStrG. Für die Einschaltung 
Privater in den Bau und den Betrieb von Lkw-Ladeparks auf Autobahn-Rastanlagen be-
deutet dies, dass die Autobahn GmbH diese entweder selbst bauen und – nach Maßgabe 
der in § 15 Abs. 2 Satz 2 FStrG genannten Voraussetzungen – auch selbst betreiben oder 
aber den Bau und (im Regelfall) den Betrieb auf Dritte übertragen kann, und zwar regel-
mäßig durch Konzessionsvertrag34, unter besonderen Voraussetzungen (öffentliches In-
teresse, besondere betriebliche Gründe) aber auch durch einfache Beauftragung. 

 
31 Vgl. dazu auch die Ausführungen zu „Nebenbetriebe / Rastanlagen“ auf der Homepage des BMDV: 
https://www.bmv.de/SharedDocs/DE/Artikel/StB/nebenbetriebe-rastanlagen.html (E-Ladesäulen als Ser-
vicebetriebe, die rechtlich als „Nebenbetriebe“ einzuordnen sind; zuletzt aufgerufen am 8.12.2025). 
32 Dementsprechend wird bei Rastanlagen mit einem oder mehreren Nebenbetrieben (bewirtschaftete 
Rastanlagen) unterschieden zwischen den Verkehrsflächen (Verkehrsanlage, zu der die Park- und Erho-
lungsflächen, die Grünanlagen und die Fahrgassen gehören) einerseits und den Flächen, die den Servicebe-
trieben (Tankstelle, E-Ladesäule, Raststätte, Hotel) zugeordnet sind, andererseits, So die Ausführungen zu 
„Nebenbetriebe / Rastanlagen“ auf der Homepage des BMDV: https://bmdv.bund.de/SharedDocs/DE/Ar-
tikel/StB/nebenbetriebe-rastanlagen.html. 
33 Für die Erforderlichkeit einer Konzession Linke, in: Marschall, FStrG, 6. Aufl. 2012, § 15 Rn. 16; Müller, in: 
Müller/Schulz, FStrG, 3. Aufl. 2022, § 15 FStrG Rn. 9. 
34 Nicht erörtert wird hier die Frage, welche Bedeutung bestehende Konzessionsverträge für Tankstellen 
auf bewirtschafteten Rastanlagen für die Möglichkeit haben, auf derselben bewirtschafteten Rastanlage 
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(c) Lkw-Ladestationen an sonstigen Bundesfernstraßen (allgemeines Straßenrecht) 

Anders stellt sich die Rechtslage für Lkw-Ladestationen an sonstigen Bundesfernstraßen 
dar, weil hier die auf „Betriebe an Bundesautobahnen“ beschränkte Vorschrift für Neben-
betriebe in § 15 FStrG nicht gilt. Die Flächenbereitstellung für Ladestationen an sonstigen 
Bundesfernstraßen richtet sich also nach allgemeinem Bundes-Straßenrecht – unabhän-
gig davon, ob es sich um eine einzelne Ladestation oder um einen Ladepark handelt. Die-
ses allgemeine Regime des Straßenrechts könnte auch an Bundesautobahnen zur Anwen-
dung kommen, wenn und soweit man (wohl eher selten zu erwartende) einzelne Lkw-
Ladestationen35 auf Rastanlagen nicht als Nebenbetriebe im Sinne des § 15 FStrG qualifi-
ziert. 

Zunächst gilt auch für die Erweiterung oder wesentliche Änderung an sonstigen Bundes-
fernstraßen zum Zwecke der Realisierung von Lkw-Ladestationen, dass möglicherweise 
eine Planfeststellung oder Plangenehmigung erforderlich wird. Insoweit gilt hier nichts 
anderes als für Autobahnen (oben A.II.2.a)(b)). 

Und auch für das allgemeine straßenrechtliche Regime gilt, dass die Bereitstellung von 
(Park-)Flächen, die als Teile von Bundesfernstraßen zu qualifizieren sind, für Zwecke der 
Lkw-Ladeinfrastruktur zu den Straßenbaulast-Aufgaben gehört, die von der Autobahn 
GmbH oder den Straßenbaubehörden der Länder wahrgenommen (dazu oben A.II.2.a)(a)) 
werden. 

Auch im Übrigen sind – abgesehen von der fehlenden Verpflichtung, den Betrieb im Re-
gelfall auf Dritte zu übertragen, und der Nichtgeltung der Regelung zu Konzessionsabga-
ben – keine wesentlichen Abweichungen gegenüber dem in § 15 FStrG enthaltenen Re-
gelungsmodell für Nebenbetriebe ersichtlich: Auch Lkw-Ladeparks und einzelne Ladesta-
tionen an sonstigen Bundesfernstraßen können also im Wege der Konzession oder der 
einfachen Beauftragung an Dritte übertragen werden. Soweit die fraglichen (Park-)Flä-
chen als Bundestraße gewidmet sind, ist ihre Bereitstellung zum Zweck der Realisierung 
von Lkw-Ladeinfrastruktur Teil der als Straßenbaulast bezeichneten Verwaltungsaufgabe, 
die von den Straßenbaubehörden der Länder oder – in den Fällen des Art. 90 Abs. 4 GG – 
von der Autobahn GmbH wahrgenommen wird. Sie können Lkw-Ladeinfrastruktur an 
sonstigen Bundesfernstraßen entweder selbst bauen und betreiben oder aber Bau und 
Betrieb auf Dritte übertragen kann, und zwar durch Konzessionsvertrag oder durch einfa-
che Beauftragung. 

b) Sonstige (private) Flächen, z.B. Autohöfe 

Für Standorte im Umfeld von Bundesfernstraßen, die sich aufgrund ihrer guten Erreich-
barkeit und ihrer bereits vorhandenen Parkflächen für Lkw-Ladeinfrastruktur eignen (Au-
tohöfe, Gewerbegebiete etc.), enthält das deutsche Recht keine speziellen Regeln, die die 
Bereitstellung von Flächen für Ladeinfrastruktur betreffen. Aus der Perspektive eines Mo-
dells mit zentralem Vertrieb bieten sich deshalb nur zwei Wege an: Entweder muss sich 
derjenige, der Lkw-Ladeinfrastruktur errichten, betreiben und zentral anbieten soll, das 
jeweilige Grundstückseigentum nach allgemeinem Zivilrecht beschaffen bzw. das Recht 
zur Realisierung des Vorhabens von dem Eigentümer einräumen lassen, bevor er es im 

 
einen weiteren Nebenbetrieb (Lkw-Ladepark) auf einen anderen Konzessionär zu übertragen; s. dazu unten 
die Nachw. in Fn. 42. 
35 Die Rechtsprechung qualifiziert einzelne PKW-Ladestationen – jedenfalls im Stadtgebiet – bislang als Stra-
ßenzubehör, s. VGH München, Beschl. v. 13.07.2018 – 8 CE 18.1071 –, juris Rn. 15 f.; OVG Berlin-Branden-
burg, Beschl. v. 11.10.2022 – OVG 1 S 28/22 –, juris Rn. 5. 
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Rahmen des allgemeinen (Bau-)Planungsrechts realisieren kann. Oder der Verfügungsbe-
rechtigte wird – ohne seine Rechte an dem Grundstück zu übertragen – mit der Bereit-
stellung von Lkw-Ladeinfrastruktur auf seiner Fläche nach den Vorgaben eines zentralen 
„Anbieters“ beauftragt (zu diesen beiden Varianten eines direkten oder indirekten zent-
ralen Vertriebs unten A.III.2.b)). 

3. Ausschreibung für Lkw-Ladeinfrastruktur an unbewirtschafteten BAB-Rastanla-
gen 

Auf der Grundlage des zuvor umrissenen rechtlichen Rahmens hat das Bundesministe-
rium für Verkehr und digitale Infrastruktur, das nach § 3 Abs. 1 Satz 1 SchnellLG die flä-
chendeckende und bedarfsgerechte Bereitstellung von Schnellladeinfrastruktur für reine 
Batterieelektrofahrzeuge gewährleisten muss, auf Grundlage des § 3 Abs. 8 SchnellLG ein 
Konzept zur Ausschreibung eines Lkw-Schnellladenetzes an unbewirtschafteten36 Rastan-
lagen erstellt. Dieses Konzept sieht ein Modell vor, dass auf Wettbewerb um die Errich-
tung und den Betrieb von Lkw-Ladeinfrastruktur und auf der Pflicht zur Durchleitung von 
Strom (freie Wahl des Stromlieferanten) aufbaut:37 

- Die Ladesäuleninfrastruktur wird von privaten Anbietern geplant, errichtet und 
betrieben. Hierfür erhalten diese eine Vergütung. Den an den Ladesäulen verkauf-
ten Strom können die Nutzer entweder direkt vom Betreiber kaufen oder von ei-
nem Stromlieferanten ihrer Wahl (Durchleitung). 

- Der Bund legt ein einheitliches Infrastrukturentgelt fest, das der Betreiber bei je-
dem Ladevorgang für die Nutzung der Ladeeinrichtungen als Preisbestandteil 
transparent ausweist.  

- Das Infrastrukturentgelt erhebt der Betreiber bei jedem Ladevorgang und in jeder 
angeführten Ladeoption (Ad-hoc-Laden, vertragsbasiertes Laden mit EMP oder 
Durchleistungs-modell) und leitet es an den Bund weiter.  

- Über das Infrastrukturentgelt hinausgehende Zahlungen für den Ladevorgang 
verbleiben beim Ad-hoc-Laden beim Betreiber; das gleiche gilt, soweit der Betrei-
ber dritten EMP das Laden für seine Kunden ermöglicht oder der Betreiber selbst 
als EMP tätig wird.  

 

 
36 Die Errichtung von Ladeinfrastruktur an bewirtschafteten Rastanlagen entlang der Bundesautobahnen 
(im Wege der Änderung bestehender Konzessionsverträge für Tankstellen-Nebenbetriebe) ist gegenwärtig 
Gegenstand eines Verfahrens vor dem OLG Düsseldorf (Az.: Verg 29/22). Das OLG Düsseldorf hatte am 16. 
Juni 2023 beschlossen, vor Entscheidung über die Beschwerde den Europäischen Gerichtshof um eine Vor-
abentscheidung zu ersuchen. Nach dessen Urt. v. 29.4.2025 – C-452/23, das das Verfahren zur abschließen-
den Entscheidung an das OLG Düsseldorf zurückverwies, steht die Entscheidung des OLG noch aus. Vor 
diesem Hintergrund wurden in der ersten Ausschreibung für den Aufbau des Lkw-Schnellladenetzes mit 
Veröffentlichung im Sommer 2024 zunächst nur die unbewirtschafteten Rastanlagen berücksichtigt, siehe 
Autobahn GmbH, Projektexposé (Fn. 7), S. 8. 
37 Autobahn GmbH, Projektexposé (Fn. 7), S. 9. 
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III. Reformvorschlag: Staatliche Bereitstellung öffentlicher Basis-Lad-
einfrastruktur durch eine Bundesgesellschaft (St-ÖB-LI-Modell) 

Die am 16.9.2024 veröffentlichte Ausschreibung eines Lkw-Schnellladenetzes an unbe-
wirtschafteten Rastanlagen entlang der Bundesautobahnen38 kann nur einen ersten 
Schritt in Richtung einer flächendeckenden Lkw-Ladeinfrastruktur darstellen. Sie be-
schränkt sich nämlich auf unbewirtschaftete Rastanlagen an Autobahnen, klammert also 
die bereits bewirtschafteten Rastanlagen, die sonstigen Fernstraßen sowie den urbanen 
und ländlichen Raum aus. Außerdem überlässt das Ausschreibungskonzept den Vertrieb 
den Betreibern. Es ist nicht erkennbar, wie dadurch ein zentrales Reservierungssystem – 
das auch an Ladestationen jenseits der Bundesautobahnen genutzt werden kann – zur 
Entstehung gebracht und ein insgesamt transparentes und attraktives Preissystem ge-
währleistet werden soll.  

In diesem Kontext sind in der Studie 

Grüter, C. / Beckers, T. / Pfaff, H. / Vorwerk, L. (2026): Bereitstellung von Ladeinf-
rastruktur für den batterieelektrischen Straßengüterverkehr in Deutschland – Eine 
ökonomische Analyse; im Rahmen des vom Bundesministerium für Verkehr (BMV) 
geförderten Forschungsprojekts „Hochleistungsladen im Lkw-Fernverkehr“ (HoLa) 
erstellte Studie, Online-Veröffentlichung. 

weiterreichende Modellkonzeptionen bezüglich der Bereitstellung von (Basis-) Ladeinfra-
struktur für den batterieelektrischen Straßengüterverkehr in Deutschland entwickelt wor-
den, die den Gegenstand der nachfolgenden rechtlichen Machbarkeitsprüfung bilden. 
Ihre Eckpunkte lassen sich wie folgt beschreiben: 

1. Überblick 

Die Grundidee des Modells ist, dass eine staatliche Gesellschaft des Bundes dafür sorgt, 
dass  

- ein öffentliches Basis-Ladeinfrastrukturnetz für E-Lkw flächendeckend und be-
darfsgerecht bereitgestellt wird (im Folgenden: ÖB-LI-Netz) und 

- ein nutzerfreundliches zentrales Vertriebssystem etabliert wird, das den spezifi-
schen Bedürfnissen des Lkw-Verkehrs Rechnung trägt. 

Im Zentrum des Modells steht eine öffentliche Gesellschaft des Bundes, die in öffentlich-
rechtlicher oder privatrechtlicher organisiert sein kann (hierzu A.III.2.d) = S. 17) und die 
Verantwortung für Bereitstellung und Betrieb des ÖB-LI-Netzes trägt. Es wird daher im 
folgenden als „Staatliches ÖB-LI-Modell“ oder kurz „St-ÖB-LI-Modell“ bezeichnet.  

2. „Bundes-Lkw-Ladegesellschaft“ 

In dem St-ÖB-LI-Modell überträgt der Bund einer Gesellschaft, deren alleiniger Gesell-
schafter er ist, die Gewährleistungsveranwortung dafür, dass ein flächendeckendes und 
bedarfsgerechtes öffentliches Basis-Ladeinfrastruktur-Netzwerks für E-Lkw bereitgestellt 

 
38 Einen Überblick über den Stand gibt die Nationale Leitstelle Ladeinfrastruktur unter https://nationale-
leitstelle.de/nutzfahrzeuge/ (zuletzt abgerufen am 18.12.2025). 

https://www.uni-weimar.de/fileadmin/user/fak/bauing/professuren_institute/Infrastrukturwirtschaft_und-management/Forschung/Publikationen/2026/grueter_et_al_2026-bereitstellung_ladeinfrastruktur_fuer_sgv_in_deutschland.pdf
https://nationale-leitstelle.de/nutzfahrzeuge/
https://nationale-leitstelle.de/nutzfahrzeuge/
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und nutzerfreundliche betrieben wird. Das ÖB-LI-Netz muss insbesondere an den Ver-
kehrsachsen, aber auch in der Fläche und im urbanen Raum errichtet werden. Besonders 
wichtig sind die Bundesautobahnen (BAB) und das Umfeld der BAB.  

Das Modell lässt sich wie folgt skizzieren: 

 

 

 

a) Aufgaben 

Die Aufgaben der Gesellschaft umfassen die gesamte Leistungserstellung in einem weiten 
Sinne. Dazu gehört zunächst die „Beschaffung“ der Flächen nach den zuvor dargelegten 
Regeln von der Autobahn GmbH, den Straßenbauverwaltungen der Länder oder privaten 
Grundstückseigentümern. Neben der Planung, Finanzierung,39 Beschaffung und Errich-
tung der erforderlichen Anlagen gehört sodann auch die Konzeption und Umsetzung des 
Stromnetzanschlusses zu den Aufgaben der Gesellschaft. Auch die Wartung und Instand-
haltung der Anlagen sowie Betrieb/Betriebsführung gehören zum Aufgabenbereich der 
Lkw-Ladegesellschaft.  

Schließlich soll diese Gesellschaft des Bundes – im Unterschied zu dem Konzept der aktu-
ellen Ausschreibung für unbewirtschaftete Rastanlagen – auch für einen zentralen Ver-
trieb verantwortlich zeichnen, der den spezifischen Bedürfnissen des Lkw-Verkehrs Rech-
nung trägt. Dazu gehören insbesondere ein zentrales Reservierungssystem und ein zent-
rales Preissystem, das transparent ist, funktionsadäquate Tarifstrukturen aufweist, preis-
lich attraktiv ist und branchentaugliche Bezahlmethoden vorsieht. 

 
39 Hierzu näher unten A.III.3. 
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b) Einbeziehung Privater in die Aufgabenerfüllung 

In die Erfüllung Ihrer Aufgaben kann und soll die Bundesgesellschaft private Unternehmen 
einbeziehen. Diese Einbeziehung Privater kann im Umfang und in der Art und Weise un-
terschiedlich gestaltet werden. Die Beschaffungsmodelle werden sich grundlegend da-
nach unterscheiden, ob die Bundesgesellschaft den im Modell vorgesehenen zentralen 
Vertrieb direkt selbst durchführt (Eigenvertrieb) oder indirekt organisiert, indem sie zent-
rale Vorgaben setzt, aber Dritte damit beauftragt, den Vertrieb im eigenen Namen und 
für Rechnung der Bundesgesellschaft durchzuführen.  

(a) Direkter zentraler Vertrieb 

Bei einem direkten zentralen Vertrieb (Eigenvertrieb) würde die Bundesgesellschaft selbst 
als Fahrstromanbieter agieren, also Vertragspartnerin der Ladestromkunden werden und 
die Leistungen direkt erbringen. Sie würde die Leistungen privater Auftragnehmer nur im 
Innenverhältnis in Anspruch nehmen. Das könnte Entwicklungsleistungen, Planungs- und 
Bauleistungen sowie technische und kaufmännische Betriebsführungsleistungen umfas-
sen. 

(b) Indirekter zentraler Vertrieb 

Bei einem indirekten zentralen Vertrieb würde die Bundesgesellschaft private Unterneh-
men damit beauftragen, im eigenen Namen nach außen als Fahrstromanbieter aufzutre-
ten, aber für Rechnung der Bundesgesellschaft zu handeln. Das Abnahmerisiko läge daher 
auch in diesem Fall bei der Bundegesellschaft. Zudem würde die Bundesgesellschaft zent-
rale Vorgaben setzen, die ein einheitliches Reservierungssystem sowie einheitliche Preis-
strukturen sicherstellen. Die Beschaffung der privaten Leistungen könnte ggfs. im Zuge 
integrierter Ausschreibungen von Planung, Errichtung und Betrieb der E-Lkw-Ladestatio-
nen erfolgen.  

c) Flächenbeschaffung von Privaten 

Neben den dargestellten Leistungen müsste sich die Bundesgesellschaft an allen Standor-
ten, die im Eigentum Privater stehen, den Zugriff auf die benötigten Flächen verschaffen. 
Dies kann einerseits durch die Vereinbarung von dinglichen Nutzungsrechten (z. B. Eigen-
tum, Erbbaurecht, Dienstbarkeit etc.) oder schuldrechtlichen Mietverträgen erfolgen. Im 
Modell des indirekten Vertriebs ist es andererseits auch denkbar, dass die Bundesgesell-
schaft den Privaten, der das Verfügungsrecht über die Fläche innehat, damit beauftragt, 
die Ladeinfrastruktur für E-Lkw bereitzustellen und zu betreiben. Das könnte sich etwa an 
Autohöfen und Tankstellen anbieten. Dort könnte dieser Ansatz auf mehr Akzeptanz sto-
ßen als die Vereinbarung von Nutzungsrechten für die Bundesgesellschaft.  

d) Organisationsform und Befugnisse 

Die Bundesgesellschaft kann sowohl in öffentlich-rechtlicher Form (z. B. als Anstalt des 
öffentlichen Rechts) oder in privatrechtlicher Form (z. B. als GmbH) organisiert sein. Sie 
wird einerseits unternehmerisch tätig sein, andererseits aber auch hoheitliche Befugnisse 
ausüben. 

Im Fall eines direkten zentralen Vertriebs wird die Bundesgesellschaft selbst die Betreibe-
rin des Reservierungssystems und Fahrstromanbieterin sein. Auch im Fall des indirekten 
zentralen Vertriebs ist sie unternehmerisch tätig. Hier treten zwar die privaten Auftrag-
nehmer nach außen als Betreiber und Fahrstromanbieter auf. Im Innenverhältnis nimmt 
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die Bundesgesellschaft ihnen aber das Abnahmerisiko ab. Das kann insbesondere dadurch 
erreicht werden, dass die Bundesgesellschaft den Auftragnehmern eine feste Vergütung 
bezahlt und die Selbstkosten (einschließlich eines kalkulatorischen Gewinns) erstattet, 
während die Einnahmen aus dem Fahrstromverkauf an die Bundesgesellschaft abgeführt 
werden und. Bei wirtschaftlicher Betrachtung ist die Bundesgesellschaft daher auch im 
Modell des indirekten Vertriebs die „eigentliche“ Betreiberin des Reservierungssystems 
und die „eigentliche“ Fahrstromanbieterin.  

Die Bundesgesellschaft könnte aber auch über die hoheitlichen Befugnisse verfügen, die 
für eine effektive und effiziente Erfüllung ihrer Aufgaben notwendig sind. Das betrifft im 
Fall des indirekten Vertriebs insbesondere die Befugnis, zentrale Vorgaben für die Nut-
zung eines einheitlichen Reservierungssystems sowie für die Struktur und die Höhe von 
Reservierungsentgelten und Fahrstrompreisen zu setzen. Auch die hoheitliche Definition 
von Nutzungsbedingungen für die Ladeinfrastruktur dürfte zweckmäßig sein. Für den Fall, 
dass die Bundesgesellschaft in privatrechtlicher Form verfasst wird, könnten ihr diese ho-
heitlichen Befugnisse unter näher zu prüfenden Voraussetzungen im Wege der Beleihung 
übertragen werden. 

Alternativ ist es auch denkbar, solche Befugnisse ganz oder teilweise nicht der Bundesge-
sellschaft selbst, sondern einem Bundesministerium oder eine Bundesbehörde zuzuwei-
sen. Dann müsste indes eine enge Abstimmung zwischen der Bundesgesellschaft und dem 
Bundesministerium / der Bundesbehörde stattfinden.  

Unabhängig von der Wahl zwischen diesen beiden Varianten kommt es entscheidend da-
rauf an, dass die Bedingungen für das Reservierungssystem und die Preisgestaltung ein-
heitlich gestaltet und von der Bundesgesellschaft insbesondere im Modell eines indirek-
ten zentralen Vertriebs durchgesetzt werden können. 

3. Finanzierung 

Die Finanzierung der ÖB-LI wird teilweise über Nutzerentgelte erfolgen (nachfolgend 
A.III.3.a)). Gerade in der Hochlaufphase werden aber zusätzliche Einnahmequellen und 
Finanzierungsmöglichkeiten erforderlich sein (unten A.III.3.b)). 

a) Nutzerfinanzierung 

Über die Erhebung von Nutzerentgelten werden die Betriebskosten und ein Teil der In-
vestitionskosten abzudecken sein. Die Nutzerentgelte sollten neben einer nutzungsab-
hängigen Preiskomponente (bemessen nach Reservierung, Fahrstrommenge und/oder 
Lade- und Reservierungszeit) eine nutzungsunabhängige Preiskomponente umfassen, so-
weit dies unionsrechtlich mit den Vorgaben der AFIR vereinbar ist (dazu das parallele 
Rechtsgutachten von Weiß/Landerer zu den unionsrechtlichen Fragen). Denn die Bereit-
stellung der Ladeinfrastruktur geht mit sehr hohen Fixkosten einher. Durch eine nutzungs-
unabhängige Preiskomponente ist es möglich, die Fixkosten verursachungsgerecht(er) auf 
alle Nutzer zu verteilen, ineffiziente Nutzungsanreize (z. B. Ausweichen auf andere, wo-
möglich volkswirtschaftlich ungünstigere Lademöglichkeiten) zu vermeiden sowie – nicht 
zuletzt – die Investitions- und Planungssicherheit zu verbessern und die Kapitalkosten zu 
verringern.  
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b) Zusätzliche Einnahmequellen und Finanzierungsmöglichkeiten 

Für den Aufbau der ÖB-LI in der Hochlaufphase sind angesichts der sehr hohen Investiti-
onskosten weitere Finanzquellen und Finanzierungsmöglichkeiten erforderlich. 

(a) Zuweisung von Haushaltsmitteln 

In der derzeitigen Praxis des Bundes und der Länder wird der Aufbau von Ladeinfrastruk-
tur stark mit Steuermitteln unterstützt. Nach Angaben des Bundesministeriums für Ver-
kehr wurde in den Jahren 2018 bis 2023 über den KTF ein Volumen von 4,565 Milliarden 
Euro für die Schaffung von öffentlicher Ladeinfrastruktur bereitgestellt.40 Bis heute wur-
den im Rahmen von Förderprogrammen 2,056 Milliarden Euro für die Errichtung von La-
depunkten eingesetzt.41  

Das Programm zum Ausbau der Lkw-Ladesäuleninfrastruktur nach dem SchnellLG (siehe 
oben A.II.1.b)) sieht Zuschüsse in Höhe von ca. 1.6 Milliarden Euro vor.42 

Vor diesem Hintergrund ist es naheliegend, dass auch der Aufbau der ÖB-LI für Lkw durch 
die Bundesgesellschaft mit Steuermitteln unterstützt würde. Die Bundesgesellschaft 
würde dann Zuweisungen aus dem Bundeshaushalt erhalten.  

(b) Aufnahme von Fremdkapital durch die Bundesgesellschaft 

Um Haushaltsmittel zu schonen und der Bundesgesellschaft mehr Handlungsspielraum zu 
verschaffen, könnte ihr die Befugnis eingeräumt werden, das für den Aufbau der ÖB-LI 
benötigte Kapital selbst am Kapitalmarkt aufzunehmen. Auf diesem Weg könnte ggfs. 
eine „schuldenbremsen-neutrale“ Finanzierung erreicht werden.43 Wichtig ist dabei, dass 
der Bundesgesellschaft z. B. durch die Stellung einer Staatsgarantie ermöglicht wird, das 
Kapital zu staatsanleiheähnlichen Konditionen aufzunehmen, so dass keine unnötigen Ka-
pitalkosten erzeugt werden. 

(c) Finanzierung über die Lkw-Maut? 

Im Ergebnis nicht weiterführend wäre dagegen eine Finanzierung von Lkw-(Punkt-) Lad-
einfrastruktur über die Lkw-Maut.44 Denn damit könnte nur die ÖB-LI finanziert werden, 
die auf den Rastanlagen der Bundesautobahnen oder Flächen mautpflichtiger Bundes-
straßen errichtet wird und damit Teil der Verkehrsinfrastruktur des Bundes ist. Die ÖB-LI 
auf sonstigen Flächen – z. B. an Autohöfen – müsste mit anderen Nutzerentgelten finan-
ziert werden. Es würde also zu zwei verschiedenen (Nutzer-)Finanzierungsregimen kom-
men. Das ist nicht zweckmäßig. Insbesondere könnte die Mitfinanzierung der Ladeinfra-
struktur auf den BAB-Rastanlagen über die Lkw-Maut einen wirtschaftlichen Anreiz dazu 
setzen, in erster Linie die ÖB-LI an den BAB zu nutzen (die der Lkw-Fahrer ja ohnehin über 
die Maut „schon bezahlt“ hat). Gerade an den BAB sind die Flächen und demzufolge auch 

 
40 Deutscher Bundestag, Wissenschaftliche Dienste, Sachstand: Fördermaßnahmem im Bereich Elektromo-
bilität und Ladeinfrastruktur, WD 5 – 3000 – 098/23, S. 7.  
41 Siehe Nationale Leitstelle Ladeinfrastruktur, Fördermonitoring, abrufbar über https://nationale-leit-
stelle.de/verstehen/foerdermonitoring/ (zuletzt abgerufen am 18.12.2025).  
42 Siehe Pressemitteilung der EU-Kommission, https://ec.europa.eu/commission/presscorner/de-
tail/de/ip_25_3093, zuletzt abgerufen am 18.12.2025.Fehler! Textmarke nicht definiert. 
43 Zu dieser Frage vgl. das parallel zu diesem unionsrechtlichen Gutachten erstellte verfassungsrechtliche 
Gutachten von G. Hermes. 
44 Zur Mautfinanzierung einer Oberleitungsladeinfrastruktur für Lkw siehe Weiß/Hermes/Landerer/Mayer, 
Verfassungs- und unionsrechtlicher Rahmen für die Organisation und Finanzierung von Oberleitungs-Lad-
einfrastruktur für den batterieelektrischen Straßengüterverkehr, Rechtsgutachten 2025, S. 42 ff., abrufbar 
über https://www.uni-weimar.de/fileadmin/user/fak/bauing/professuren_institute/Infrastrukturwirt-
schaft_und-management/Forschung/Drittmittelprojekte/projektergebnisse/2025_esob-rki/2025-03-12_-
_ESOB-RKI_RECHTSGUTACHTEN__endredaktionierte_Fassung_.pdf (zuletzt abgerufen am 18.12.2025). 

https://nationale-leitstelle.de/verstehen/foerdermonitoring/
https://nationale-leitstelle.de/verstehen/foerdermonitoring/
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_25_3093
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_25_3093
https://www.uni-weimar.de/fileadmin/user/fak/bauing/professuren_institute/Infrastrukturwirtschaft_und-management/Forschung/Drittmittelprojekte/projektergebnisse/2025_esob-rki/2025-03-12_-_ESOB-RKI_RECHTSGUTACHTEN__endredaktionierte_Fassung_.pdf
https://www.uni-weimar.de/fileadmin/user/fak/bauing/professuren_institute/Infrastrukturwirtschaft_und-management/Forschung/Drittmittelprojekte/projektergebnisse/2025_esob-rki/2025-03-12_-_ESOB-RKI_RECHTSGUTACHTEN__endredaktionierte_Fassung_.pdf
https://www.uni-weimar.de/fileadmin/user/fak/bauing/professuren_institute/Infrastrukturwirtschaft_und-management/Forschung/Drittmittelprojekte/projektergebnisse/2025_esob-rki/2025-03-12_-_ESOB-RKI_RECHTSGUTACHTEN__endredaktionierte_Fassung_.pdf
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die Ladeplätze der ÖB-LI aber besonders knapp. Eine wirtschaftliche „Sogwirkung“ hin zur 
ÖB-LI auf den BAB wäre daher kontraproduktiv. 

Exkurs: Ein alternativer Weg zur Schaffung einer Einnahmequelle könnte die Einführung 
einer Sonderabgabe sein, die von allen Lkw-Betreibern, welche das deutsche Straßennetz 
nutzen möchten, zur Finanzierung der aus Gründen des Klimaschutzes erforderlichen An-
triebswende zu bezahlen wäre. Die damit erzielten Einnahmen könnten der Bundesge-
sellschaft zugewiesen und exklusiv für den Aufbau der ÖB-LI (und ggfs. weiterer Infra-
strukturen für alternative Kraftstoffe) verwendet werden. Die Einführung einer solchen 
Sonderabgabe war jedoch nicht Gegenstand des HoLa-Projekts. Sie wird im Rahmen die-
ses Rechtsgutachtens nicht auf ihre rechtliche Machbarkeit hin geprüft.  

4. Bundesgesetzliche Grundlage 

Aufgrund der erheblichen Ausweitung und Konzeptänderung der staatlichen Infrastruk-
turgewährleistung gegenüber dem bisher auf der Grundlage des SchnellLG verfolgten An-
satzes für den Aufbau des ÖB-LI-Netzwerks wird nachfolgend die Prämisse zugrunde ge-
legt, dass die Grundstruktur des Modells in einem Bundesgesetz festgelegt wird. 

Gegenstände eines solchen Bundesgesetzes wären insbesondere 

• Definition der Aufgabe 

• Regeln für die Feststellung des Bedarfs 

• Bestimmung der Zuständigkeiten (insb. Verhältnis der neuen Bundesgesellschaft 
zur Autobahn GmbH, Aufsicht durch das BMV) 

• Vorgaben für die Aufgabenerfüllung 

• Befugnisse / Rechte / evt. Beleihung 

• Finanzierung 
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B. VERFASSUNGSRECHTLICHER RAHMEN FÜR DIE UMSETZUNG DES MODELLS 

Das hier in den Umrissen erläuterte St-ÖB-LI-Modell hätte bei seiner gesetzlichen Umset-
zung die einschlägigen verfassungsrechtlichen Rahmenbedingungen zu beachten. Erörte-
rungsbedürftig erscheinen insoweit zunächst die Vorgaben aus Art. 90 GG für Bundesfern-
straßen, soweit die Ladeinfrastruktur an solchen Straßen errichtet werden soll (nachfol-
gend B.I). Sodann stellt sich die Frage nach der Notwendigkeit eines Gesetzes und nach 
der Gesetzgebungskompetenz des Bundes (dazu B.II). Auch die Frage der Verwaltungs-
kompetenz des Bundes für die Errichtung der Bundesgesellschaft ist zu erörtern (B.III), 
bevor der finanzverfassungsrechtliche Rahmen für die Finanzierung der Ladeinfrastruk-
tur-Bereitstellung (B.IV) sowie Grundrechte konkurrierender privater Anbieter von Lkw-
Ladeinfrastruktur (B.V) behandelt werden. 

I. Verfassungsrechtlicher Status von Bundesfernstraßen, insbeson-
dere Autobahnen 

Da die Lkw-Ladeinfrastruktur durch die Bundesgesellschaft zu einem wesentlichen Teil an 
Bundesfernstraßen realisiert werden soll, sind kurz die verfassungsrechtlichen Vorgaben 
für den Status der Bundesfernstraßen in Erinnerung zu rufen. 

1. Unveräußerliches Eigentum des Bundes an Bundesfernstraßengrundstücken 

Das Eigentum – gemeint ist das Eigentum im Sinne der Zivilrechtsordnung – an den Bun-
desfernstraßengrundstücken bleibt nach Art. 90 Abs. 1 GG „unveräußerlich“ beim 
„Bund“.45 Dem entsprechend ist durch die Übertragung der Straßenbaulast auf die Auto-
bahn GmbH durch § 5 Abs. 1 InfrGG das Eigentum – anders als dies § 6 Abs. 1 FStrG für 
einen „Wechsel“ der Straßenbaulast vorsieht – nicht übergegangen. Denn auch wenn 
man die Autobahn GmbH dem „Bund“ zurechnen kann, führt die Unveräußerlichkeit nach 
Art. 90 Abs. 1 Satz 2 GG dazu, dass Bundesfernstraßen, die bei Inkrafttreten der Neufas-
sung von Art. 90 GG im Jahr 2017 im Eigentum der Bundesrepublik Deutschland standen, 
unmittelbar kraft verfassungsrechtlicher Anordnung in deren Eigentum bleiben.46 Das 
folgt auch aus § 6 Abs. 4 Satz 2 FStrG, wonach das Eigentum des Bundes an Bundesautob-
ahnen und Bundesstraßen in Bundesverwaltung für die „Bundesrepublik Deutschland 
(Bundesautobahnverwaltung)“ einzutragen ist. 

Art. 90 Abs. 1 GG gilt für alle Bundesfernstraßengrundstücke, auch für solche, auf denen 
der Bund im Wege einer Konzession oder einer einfachen Beauftragung einen Nebenbe-
trieb (§ 15 FStrG) von Privaten errichten und betreiben lässt. Die Praxis47, die im Zusam-
menhang mit solchen Konzessionen das Grundstückseigentum der „Betriebslinse“ z.B. bei 
Tankstellenbetrieben auf bewirtschafteten Rastanlagen auf den Konzessionär überträgt – 
verbunden mit einem dinglich gesicherten Rückübertragungsanspruch –, ist deshalb 
rechtlich sehr zweifelhaft.48 

 
45 Einzelheiten dazu bei Hermes, in: Dreier (Hrsg.), GG-Kommentar, Bd. III, 3. Aufl. 2018, Art. 90 Rn. 21 ff. 
46 Hermes, in: Dreier (Hrsg.), GG-Kommentar, Bd. III, 3. Aufl. 2018, Art. 90 Rn. 25 f.; Remmert, in: BeckOK 
GG, Epping/Hillgruber, 62. Edition Stand: 15.06.2025, Art. 90 Rn. 7. 
47 Zu dieser Praxis Dünchheim/Gräler, DVBl. 2019, S. 877 f. 
48 Gegen die rechtliche Zulässigkeit einer Fortsetzung der bisherigen Praxis Ibler, in: Huber(Voßkuhle (Hrsg.), 
GG-Kommentar, 8. Aufl. 2024, Art. 90 Rn. 66; Faßbender, DVBl. 2018, S. 1585 ff. (1588); für die rechtliche 
Zulässigkeit Jarass, DÖV 2019, S. 457 ff.; Dünchheim/Gräler, DVBl. 2019, S. 877 ff. 
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Die Umsetzbarkeit des hier zu prüfenden Modells wird dadurch aber nicht in Frage ge-
stellt. Die für die Straßenbaulast für Bundesautobahnen und sonstige Bundesfernstraßen 
zuständigen Stellen können die Grundstücke, auf denen Lkw-Ladeinfrastruktur errichtet 
und betrieben werden soll (Rastanlagen und Parkplätze an Autobahnen und sonstigen 
Bundesfernstraßen), der Bundesgesellschaft auch ohne Eigentumsübergang vertraglich 
zu diesem Zweck überlassen. Gleiches gilt für das Verhältnis zwischen der Bundesgesell-
schaft und privaten Dritten, die von ihr in die Wahrnehmung der Aufgabe eingeschaltet 
werden sollen. 

2. Verwaltung insbesondere der Bundesautobahnen und Bereitstellung von Lkw-
Ladeinfrastruktur 

Aus Art. 90 Abs. 2 GG ergeben sich die Bundesverwaltungskompetenz, verwaltungsorga-
nisationsrechtliche Vorgaben sowie Privatisierungsgrenzen für die „Verwaltung der Bun-
desautobahnen“. Wenn die Aufgaben, die der Bundesgesellschaft zugewiesen werden 
sollen, zur „Verwaltung der Bundesautobahnen“ gehören würde, wären also diese ver-
schiedenen rechtlichen Gehalte des Art. 90 Abs. 2 GG zu beachten. 

Allerdings umschreibt das Grundgesetz mit der Formulierung „Verwaltung der Bundesau-
tobahnen“ in Art. 90 Abs. 2 GG im Kern die klassischen Aufgaben der Straßenbaulast – 
ergänzt um weitere mit der Planung, Instandhaltung und der Benutzung der Straßen zu-
sammenhängende Aufgaben.49 Zu diesen Aufgaben gehört die Bereitstellung von Lkw-La-
deinfrastruktur nicht. Auch wenn diese Lkw-Ladeinfrastruktur auf Flächen (Rastanlagen, 
Parkflächen) errichtet wird, die rechtlich als Teile von Bundesfernstraßen zu qualifizieren 
sind, gehört die Bereitstellung solcher Dienste nicht zur Straßenbaulast und auch nicht 
zur „Verwaltung“ von Bundesautobahnen im Sinne des Art. 90 Abs. 2 Satz 1 GG. Diesem 
verfassungsrechtlichen Verständnis der „Verwaltung“ in Abgrenzung zum Angebot von 
Dienstleistungen an Bundesfernstraßen ist der Gesetzgeber – ohne dass hiergegen Ein-
wände vorgebracht werden – insbesondere mit der Regelung des §15 FStrG gefolgt, die 
die Errichtung und den Betrieb von Serviceeinrichtungen an Autobahnen als selbständige, 
neben die Straßenbaulast tretende Aufgabe konstituiert. 

Daraus folgt, dass die Bundes-Lkw-Ladegesellschaft keine Einrichtung der Bundesauto-
bahnverwaltung darstellt und dass sie, wenn sie als GmbH konstituiert würde, nicht als 
Gesellschaft privaten Rechts im Sinne von Art. 90 Abs. 2 GG zu qualifizieren wäre. Auf 
diese Gesellschaft findet also Art. 90 Abs. 2 GG keine Anwendung. Für sie gelten also nicht 
die dort genannten Privatisierungsgrenzen. Allerdings kann der Bund aus Art. 90 Abs. 2 
GG auch keine Verwaltungskompetenz für die Einrichtung einer Bundes-Lkw-Ladegesell-
schaft herleiten. 

II. Bundesgesetz: Erforderlichkeit und Bundeskompetenz 

Die Umsetzung des Reformvorschlags macht – wie erwähnt (oben A.III.4) – schon deshalb 
eine bundesgesetzliche Regelung erforderlich, weil die Modellkonzeption deutlich von 
dem Gewährleistungsmodell des Schnellladegesetzes abweicht und deshalb zumindest 
Sonderregeln für die Lkw-Ladeinfrastruktur in diesem Gesetz erforderlich wären. 

 
49 Einzelheiten dazu bei Hermes, in: Dreier (Hrsg.), GG-Kommentar, Bd. III, 3. Aufl. 2018, Art. 90 Rn. 28 ff. 
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Allerdings ist kann sich die Notwendigkeit eines Gesetzes unabhängig von der notwendi-
gen Änderung oder Ergänzung des bestehenden Schnellladegesetzes – also z.B. auch für 
den denkbaren Fall, dass dieses Gesetz abgeschafft würde – aus verfassungsrechtlichen 
Gründen ergeben (dazu nachfolgend B.II.1). 

Zu prüfen ist auch, ob dem Bund die erforderliche Gesetzgebungskompetenz für ein Ge-
setz zusteht, das die wesentlichen Elemente des dargelegten Reformvorschlags rechtlich 
umsetzt (dazu B.II.2). 

1. Erforderlichkeit eines Gesetzes 

Unabhängig von der erforderlichen Änderung oder Ergänzung des Schnellladegesetzes 
könnte die Notwendigkeit eines Gesetzes verfassungsrechtlich auch daraus folgen, dass 
der Bund mit der Bundesgesellschaft eine neue Verwaltungseinrichtung schafft, die als 
eine Einrichtung der mittelbaren Bundesverwaltung zu qualifizieren sein könnte und dann 
unter Art. 87 Abs. 3 Satz 1 GG fallen würde. Wie nachfolgend im Kontext der Frage, ob 
der Bund für die Realisierung des Modells eine Verwaltungskompetenz benötigt, genauer 
dargelegt wird (unten B.III.2), ist dies der Fall, so dass die Notwendigkeit einer bundesge-
setzlichen Regelung des hier untersuchten Modells auch aus Art. 87 Abs. 3 Satz 1 GG folgt. 

Darüber hinaus könnte es sich bei der politischen Entscheidung für das hier zu untersu-
chende Modell der Bereitstellung von Lkw-Ladeinfrastruktur um eine „wesentliche“ Ent-
scheidung im Sinne des allgemeinen Vorbehalts des Gesetzes handeln. Nach diesem aus 
dem Rechtsstaats- und dem Demokratieprinzip folgenden verfassungsrechtlichen Grund-
satz bedürfen wesentliche Entscheidungen in grundlegenden normativen Bereichen, zu-
mal im Bereich der Grundrechtsausübung, soweit sie staatlicher Entscheidung zugänglich 
sind, der parlamentarischen Legitimation durch Gesetz.50 

Das Modell einer zentralen Bereitstellung durch eine Bundesgesellschaft ist mit einem 
deutlich intensiveren Engagement des Bundes verbunden als das Ausschreibungsmodell 
des geltenden Schnellladegesetzes. Für die wirtschaftliche Betätigung anderer Anbieter 
von Lkw-Ladeinfrastruktur (s. unten B.V) hat dieses Engagement des Bundes weitrei-
chende wirtschaftliche Auswirkungen. Und nicht zuletzt werden durch die Modellkonzep-
tion wichtige Rahmenbedingungen einerseits für die Dekarbonisierung des Schwerlast-
verkehrs und andererseits für die wirtschaftliche Betätigung des Transportgewerbes ge-
setzt. Diese Gesichtspunkte sprechen dafür, dass es sich um eine „wesentliche“ Entschei-
dung handelt, die einer rechtstaatlich und demokratisch begründeten Legitimation in Ge-
setzesform erforderlich macht. 

Die Umsetzung des hier zu prüfenden Reformvorschlags bedarf also aus verfassungsrecht-
lichen Gründen einer gesetzlichen Grundlage – und zwar unabhängig davon, dass der Re-
formvorschlag von den Regelungen im Schnellladegesetz abweicht. 

2. Bundesgesetzgebungskompetenz 

Als Grundlage einer Bundesgesetzgebungszuständigkeit kommen hinsichtlich der Über-
nahme der Aufgabe der Bereitstellung von Lkw-Ladeinfrastruktur allgemein Art. 74 Abs. 
1 Nr. 11 GG (Recht der Wirtschaft und Energiewirtschaft) und / oder Art. 74 Abs. 1 Nr. 22 
GG (Kraftfahrwesen) in Betracht. Da die Lkw-Ladeinfrastruktur zu einem wesentlichen Teil 

 
50 S. nur BVerfGE 49, 89 (126), sowie BVerfGE 108, 282 (311 f.). 
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auf Rastanlagen an den Bundesautobahnen zu realisieren sein wird, weist die Materie 
auch Bezüge zur Gesetzgebungskompetenz für den Bau und die Unterhaltung von Land-
straßen für den Fernverkehr auf, die ebenfalls in Art. 74 Abs. 1 Nr. 22 GG dem Bund zuge-
wiesen ist. Auf diese drei Kompetenzen hat sich der Bund auch beim Erlass des SchnellLG 
gestützt.51 

Bei derartigen Bezügen einer Regelungsmaterie zu verschiedenen Kompetenztiteln stellt 
das Bundesverfassungsgericht grundsätzlich auf den Hauptzweck52 der Regelung ab. Wei-
tere Auslegungskriterien sind dabei der unmittelbare Regelungsgegenstand, die Wirkung 
und die Adressaten der kompetenzrechtlich zuzuordnenden Norm53. Zur Verhinderung 
von Doppelzuständigkeiten muss immer eine eindeutige Zuordnung des Gesetzes zu ei-
nem bestimmten Kompetenztitel erfolgen54. Dabei darf allerdings nicht der übergeord-
nete Regelungszusammenhang eines Gesetzes vernachlässigt werden. Bei der kompeten-
ziellen Zuordnung dürfen also die einzelnen Vorschriften eines Gesetzes nach der Recht-
sprechung des Bundesverfassungsgerichts „nicht isoliert betrachtet werden. Ausschlag-
gebend ist vielmehr der Regelungszusammenhang. Eine Teilregelung, die bei isolierter Be-
trachtung einer Materie zuzurechnen wäre, für die der Bundesgesetzgeber nicht zustän-
dig ist, kann gleichwohl in seine Kompetenz fallen, wenn sie mit dem kompetenzbegrün-
denden Schwerpunkt der Gesamtregelung derart eng verzahnt ist, dass sie als Teil dieser 
Gesamtregelung erscheint“55. 

Die Zuordnung gestaltet sich jedoch insbesondere bei Querschnittsmaterien oder neuen 
Materien schwierig. Denn oft sind mehrere Kompetenztitel betroffen. Der Bundesgesetz-
geber kann deshalb ein Gesetz – im Sinne der gesetzestechnischen Einheit – auf mehrere 
verschiedene Kompetenztitel stützen56 und tut dies in der Praxis auch nicht selten. Dem 
Bund stehen seine Kompetenztitel nämlich kumulativ zur Verfügung, und ein Bundesge-
setz kann sogar auf mehrere Kompetenztitel gestützt werden, die unterschiedlichen Kom-
petenzkategorien (ausschließliche/konkurrierende, konkurrierende mit/ohne Abwei-
chungsmöglichkeit der Länder) angehören dürfen. Die Art. 70 ff. GG fordern „vom Gesetz-
geber nicht, dass er seine Gesetze so maßschneidert, dass die darin enthaltenen Normen 
immer nur einem einzigen Kompetenztitel zugeordnet werden können“57. 

Im vorliegenden Kontext dürfte, soweit das Gesetz nicht die spezifische Lösung des Flä-
chenbedarfs durch Bereitstellung von Bundesfernstraßen (Rastanlagen, Parkplätze) re-
gelt, vor allem der Kompetenztitel für das „Kraftfahrwesen“ in Betracht kommen. Dabei 
ist im Hinblick auf das „Kraftfahrwesen“ i. S. d. Art. 74 Abs. 1 Nr. 22 GG zu berücksichtigen, 
dass das Gewicht der historischen Interpretation insbesondere von der Struktur und Aus-
formung des Kompetenztitels abhängig ist. Das bedeutet, dass die Regelungsgeschichte 
des jeweiligen Normbestandes weniger relevant ist, wenn die Kompetenzmaterie einen 

 
51 BT-Drs. 19/28184, S. 14. 
52 BVerfGE 8, 143 (150). 
53 Übersicht bei Degenhart in Sachs, GG, 9. Aufl. 2021, Art. 70 Rn. 57. 
54 Rozek in v. Mangoldt/Klein/Starck, GG, 7. Aufl. 2018, Art. 70 Rn. 55. 
55 BVerfGE 98, 265. 
56 BVerfGE 103, 197 (216) für das „Gesamtkonzept“ der Pflegeversicherung und die in Betracht kommenden 
Kompetenztitel „privatrechtliches Versicherungswesen“ (Art. 74 Abs. 1 Nr. 11 GG) und „Sozialversicherung“ 
(Art. 74 Abs. 1 Nr. 12 GG); BVerfGE 138, 261 (275 f. ) zur doppelten „Gesetzgebungszuständigkeit des Bun-
des sowohl aus Art. 74 Abs. 1 Nr. 11 GG a.F. als auch zugleich aus Art. 74 Abs. 1 Nr. 12 GG“ (Hervorhebung 
im Orig.) für das Ladenschlussgesetz (Handel und Arbeitsschutz). 
57 Rozek in v. Mangoldt/Klein/Starck, GG, 7. Aufl. 2018, Art. 70 Rn. 57. 
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Lebenssachverhalt benennt, während sie an Bedeutung gewinnt, wenn die Regelungsma-
terie normativ-rezeptiv einen vorgefundenen Normbereich aufgegriffen hat.58 Hier be-
nennt der Begriff „Kraftfahrwesen“ einen Lebenssachverhalt, dem die Elektromobilität 
klar zuzuordnen ist. Es geht im vorliegenden Kontext auch nicht im Schwerpunkt um die 
Regelung wirtschaftlicher Aktivitäten als solcher, sondern lediglich um die spezifisch auf 
die Ladeinfrastruktur für E-Lkw bezogenen wirtschaftlichen und sonstigen (umweltbezo-
genen, planerischen etc.) Aspekte. Dies spricht dafür, dass ein „Bundesgesetz zur Gewähr-
leistung einer flächendeckenden Schnellladeinfrastruktur für E-Lkw“ im Schwerpunkt der 
Bundesgesetzgebungsmaterie des „Kraftfahrwesens“ im Sinne des Art. 74 Abs. 1 Nr. 22 
GG zuzuordnen wäre, während je nach dem Regelungsgehalt einzelner Vorschriften auch 
die Gesetzgebungskompetenz für Wirtschaft und diejenige für die Bundesfernstraßen in 
Betracht käme. 

Da es sich sowohl bei Art. 74 Abs. 1 Nr. 11 GG als auch bei Art. 74 Abs. 1 Nr. 22 GG um 
eine Erforderlichkeitskompetenz i. S. d. Art. 72 Abs. 2 GG handelt, setzt die Bundesgesetz-
gebungskompetenz zusätzlich voraus, dass die besondere Erforderlichkeit im Sinne des 
Art. 72 Abs. 2 GG für eine bundeseinheitliche Regelung der Materie gegeben ist.59 Diese 
dürfte angesichts des Ziels, zur Förderung des (kurz- und mittelfristig vorgesehenen) 
Markthochlaufs bei der Elektromobilität und einer (auch langfristig relevanten) effizien-
ten Ausgestaltung des Elektromobilitätssystems die Bereitstellung eines bundesweiten 
Ladenetzes für das (Schwer-)Transportwesen zu gewährleisten, zu bejahen sein. Denn es 
ist nicht ersichtlich, wie sich eine Verwirklichung des dargestellten Gewährleistungskon-
zeptes allein durch Landesrecht umsetzen ließe.60 

III. Errichtung einer Bundesgesellschaft: Verwaltungskompetenz 

Die Errichtung einer Bundes-Lkw-Ladegesellschaft könnte angesichts der Verwaltungs-
kompetenzverteilung zwischen Bund und Ländern (dazu B.III.1) verfassungsrechtlich vo-
raussetzen, dass der Bund sich auf eine explizite Kompetenznorm stützen muss, wenn es 
sich bei dieser Gesellschaft um eine Verwaltungseinrichtung im Sinne dieser bundesstaat-
lichen Kompetenzverteilungsregeln handelt (unten B.III.2). 

1. Begrenzte Verwaltungskompetenzen des Bundes 

Soweit es, wie im hier interessierenden Kontext, um die Wahrnehmung staatlicher (Voll-
zugs-)Aufgaben geht, die in einem Bundesgesetz geregelt sind, steht es dem Bund nicht 
frei, diese Aufgaben von einer Einrichtung des Bundes – einer Behörde oder einer recht-
lich selbständigen juristischen Person des öffentlichen oder des privaten Rechts – wahr-
nehmen zu lassen. Grundsätzlich führen nämlich gemäß Art. 30, 83 GG die Länder die 
Bundesgesetze als eigene Angelegenheit aus, soweit das Grundgesetz nichts anderes be-
stimmt oder zulässt. 

Abgesehen von der hier – mit Blick auf die Bundesgesellschaft – nicht weiter interessie-
renden Bundesauftragsverwaltung ist als Ausnahme von der Grundregel des Art. 83 GG 
auch bundeseigene Verwaltung (Art. 86 GG) möglich, wenn sie im Grundgesetz ausdrück-
lich angeordnet (z.B. in Art. 87 Abs., 1 GG) oder zugelassen (z.B. Art. 87e Abs. 2 GG) ist. 

 
58 BVerfGE 145, 20 (Rn. 99) mit ausführlichen Nachweis der Rechtsprechung. 
59 Siehe auch BT-Drs. 19/28184, S. 14. 
60 Vgl. auch BR-Drs. 156/21, S. 8. 
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Der Bund nimmt dann die Verwaltungsaufgabe selber wahr, wobei zwischen der bundes-
eigenen Verwaltung als unmittelbarer Bundesverwaltung, also der Verwaltung durch Be-
hörden und Stellen, die rechtlich direkt der Bundesrepublik Deutschland zugeordnet sind, 
einerseits und der mittelbaren Bundesverwaltung durch verselbstständigte Körperschaf-
ten und Anstalten andererseits zu unterscheiden ist. Als eine Form dieser mittelbaren 
Bundesverwaltung wird auch die Verwaltung durch Gesellschaften des Privatrechts (z.B. 
eine GmbH) als zulässig angesehen – und zwar auch dann, wenn dies nicht – wie in 
Art. 90 Abs.  2 GG – explizit vorgesehen ist.61 

2. Bedarf die Errichtung einer Gesellschaft der Verwaltungskompetenz? 

Dies führt zu der Frage, ob es sich bei der Bundesgesellschaft nach der Modellkonzeption 
des Reformvorschlags um eine solche Einrichtung der mittelbaren Bundesverwaltung 
handeln würde. Wie bereits ausgeführt (oben B.I.2), handelt es sich bei der Bereitstellung 
von Lkw-Ladeinfrastruktur nicht um eine Aufgabe der Bundesfernstraßenverwaltung im 
Sinne des Art. 90 GG. Aber es könnte sich jenseits der Straßenverwaltung bei der Bundes-
Lkw-Ladegesellschaft um eine Einrichtung der – mittelbaren – Bundesverwaltung han-
deln, für die der Bund folglich einer Verwaltungskompetenz bedarf. 

Diese Qualifikation der Bundesgesellschaft als Verwaltungseinrichtung wäre unproblema-
tisch, wenn die Bundesgesellschaft in öffentlich-rechtlicher Form (z.B. Anstalt des öffent-
lichen Rechts) errichtet wird62. Soweit sie als Gesellschaft privaten Rechts (z.B. GmbH) 
organisiert wird – wie z.B. die Autobahn GmbH –, finden nach ganz überwiegender Auf-
fassung die verfassungsrechtlichen Regeln über die Verteilung der Verwaltungskompe-
tenzen jedenfalls dann Anwendung, wenn die privatrechtsförmige Einrichtung des Bun-
des öffentliche Aufgaben wahrnimmt und nicht rein erwerbswirtschaftlich tätig ist.63 
Diese Voraussetzung wäre im vorliegenden Fall jedenfalls dann erfüllt, wenn die Bundes-
gesellschaft mit hoheitlichen Befugnissen ausgestattet würde – z.B. zur Festlegung zent-
raler Vorgaben für die Nutzung eines einheitlichen Reservierungssystems, für die Struktur 
und die Höhe von Reservierungsentgelten und Fahrstrompreisen oder auch für die Nut-
zungsbedingungen (dazu oben A.III.2.d)). Aber auch dann, wenn die Gesellschaft nicht mit 
solchen hoheitlichen Befugnissen beliehen wird, bleibt die ihr zugewiesene Gewährleis-
tungsaufgabe eine solche, die nicht als rein erwerbswirtschaftlich eingestuft werden 
kann. Denn es bildet gerade den Kern des Modells, dass das Angebot von Lkw-Ladeinfra-
struktur im öffentlichen Interesse (Flächendeckung, nutzerfreundliches Vertriebssystem, 
zentrales Reservierungssystem) nicht nach rein erwerbswirtschaftlichen Funktionsbedin-
gungen etabliert werden soll. Nicht zuletzt das Finanzierungsmodell, das nicht auf einer 
reinen Nutzerfinanzierung beruhen soll (oben A.III.3) zeigt, dass die Bundesgesellschaft 
nach der Modellkonzeption keine rein erwerbswirtschaftliche Tätigkeit wahrnehmen soll. 

Bei der öffentlichen Gesellschaft des Bundes, die im Mittelpunkt der Modellkonzeption 
steht, handelt es sich also um eine Einrichtung der Bundesverwaltung, für deren Einrich-
tung der Bund eine Verwaltungskompetenz benötigt. 

 
61 Ausführlich m.w.N. Ibler, in: Dürig/Herzog/Scholz, Grundgesetz, Art. 86 (2024) Rn. 85 ff. 
62 Zu verselbständigten Einrichtungen des Bundes in Organisationsformen des öffentlichen Rechts siehe 
etwa Hermes, in: Dreier (Hrsg.), GG-Kommentar, Bd. III, 3. Aufl. 2018, Art. 86 Rn. 32 f. 
63 Siehe nur Pietzcker, in: Handbuch des Staatsrechts, Bd. VI, 3. Aufl. 2008, § 134 Rn. 23; Hermes, in: Dreier 
(Hrsg.), GG-Kommentar, Bd. III, 3. Aufl. 2018, Art. 86 Rn. 34 ff. 
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3. Bundesverwaltungskompetenz aus Art. 87 Absatz 3 GG 

Die somit erforderliche Verwaltungskompetenz des Bundes kann nicht aus Art. 90 Abs. 2 
GG begründet werden. Dies gilt selbst dann, wenn die Lkw-Ladeinfrastruktur ausschließ-
lich auf Bundesfernstraßen- oder sogar nur auf Autobahnflächen errichtet würde. Denn 
die Bereitstellung von Lkw-Ladeinfrastruktur kann rechtlich nicht als Bestandteil der Ver-
waltungsaufgabe „Bundesfernstraßenverwaltung“ qualifiziert werden (oben B.I.2). 

Als Verwaltungskompetenztitel kommt deshalb nur Art. 87 Abs. 3 GG in Betracht, wonach 
der Bund verselbständigte Einrichtungen der Bundesverwaltung errichten darf für Aufga-
ben, die in seine Gesetzgebungskompetenz fallen. Diese Norm findet Anwendung auch 
für Einrichtungen der Bundesverwaltung in Privatrechtsform.64 Verfassungsrechtliche 
Grenzen folgen sodann aus Art. 87 Abs. 3 GG nur insofern, als es – erstens – für die Errich-
tung der Bundesgesellschaft eines Gesetzes bedarf und – zweitens – die Bundesgesell-
schaft als zentrale, für das gesamte Bundesgebiet zuständige Einrichtung ausgestaltet 
sein muss und nicht mit einer dezentralen Organisationsstruktur in „Konkurrenz“ zur Lan-
desverwaltung treten darf.65 Zwar müsste die Einrichtung des Bundes nach dem Reform-
vorschlag in dem Sinne dezentral organisiert sein, dass die über dezentrale Organisations-
einheiten verfügt, die – sofern der Betrieb nicht auf Private übertragen wird – die Lkw-
Ladeeinrichtungen betreiben. Dabei würde es sich aber nicht um eine dezentrale Verwal-
tungsstruktur im Sinne des Art. 87 Abs. 3 Satz 2 GG handeln, die in ein Konkurrenzverhält-
nis zur Landesverwaltung geraten könnte.66 

Innerhalb der Grenzen des Art. 87 Abs. 3 GG steht dem Bundesgesetzgeber bei der orga-
nisatorischen Ausgestaltung einer neuen Einrichtung der Bundesverwaltung ein weiter 
Spielraum zu67. Das gilt nicht nur für die Wahl zwischen den verschiedenen Organisations-
formen des öffentlichen Rechts sondern auch für den Rückgriff auf privatrechtliche Orga-
nisationsformen68. Der Bundesgesetzgeber ist deshalb frei,  

- sich im Rahmen des Bundesgesellschafts-Modells etwa für die Rechtsform einer 
Anstalt des öffentlichen Rechts oder einer GmbH zu entscheiden,  

- im Falle der Entscheidung zugunsten der privaten Rechtsform die Gesellschaft ge-
gen eine Privatisierung durch Veräußerung von Gesellschaftsanteilen abzusichern 
(Privatisierungsschranken) und  

- kann auch die innere Organisation der Einrichtung gestalten, indem er z.B. einen 
Beirat oder ein ähnliches Organ gesetzlich vorschreibt, in dem auch z.B. Vertreter 
der Energiewirtschaft oder des Transportgewerbes beratend vertreten sein könn-
ten. 

 
64 S. nur Burgi, in: Huber/Voßkuhle, Grundgesetz, 8. Auflage 2024, Art. 87 Rn. 106 ff. 
65 Zu den Anforderungen aus Art. 87 Abs. 3 GG an die zentrale/dezentrale Struktur von Einrichtungen der 
Bundesverwaltung siehe etwa Hermes, in: Dreier (Hrsg.), GG-Kommentar, Bd. III, 3. Aufl. 2018, Art. 87 Rn. 
85 ff. 
66 Zu der Anforderung der Zentralität von Einrichtungen der Bundesverwaltung, die auf Art. 87 Abs. 3 Satz 
1 GG gestützt werden, und zur Problematik von „Außenstellen“ in diesem Zusammenhang s. Hermes, in: 
Dreier (Hrsg.), GG-Kommentar, Bd. III, 3. Aufl. 2018, Art. 87 Rn. 86 und 91. 
67 Siehe etwa BVerfGE 97, 198 (217, 224). 
68 Siehe nur die Nachweise bei Hermes, in: Dreier (Hrsg.), GG-Kommentar, Bd. III, 3. Aufl. 2018, Art. 86 Rn. 
47. 
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IV. Finanzverfassungsrechtliche Anforderungen an die Finanzierung 

Die in der Modellkonzeption vorgesehene Nutzerfinanzierung sowie die (Mit-)Finanzie-
rung aus Haushaltsmitteln müssen sich im Rahmen des geltenden Finanzverfassungs-
rechts halten (nachfolgend B.IV.1 und B.IV.2). Besonderer Erörterung bedarf darüber hin-
aus die Frage, ob eine „schuldenbremsen-neutrale“ Kreditaufnahme durch die Bundesge-
sellschaft erfolgen könnte, um den Bundeshaushalt bei der Finanzierung der erforderli-
chen Investitionen in die Lkw-Ladeinfrastruktur zu entlasten (unten B.IV.3). 

1. Nutzerfinanzierung 

Die nach dem Reformvorschlag vorgesehene Nutzerfinanzierung wirft keine speziell mit 
der Bereitstellung von Lkw-Ladeinfrastruktur zusammenhängenden Probleme auf. Es 
handelt sich nicht um die Erhebung von „Gebühren oder Entgelten für die Benutzung öf-
fentlicher Straßen mit Fahrzeugen“ im Sinne des Art. 74 Abs. 1 Nr. 22 GG, sondern um die 
finanzielle Gegenleistung für eine Dienstleistung. Diese kann privatrechtlich als Entgelt 
oder öffentlich-rechtlich als Gebühr ausgestaltet werden. Dabei sind die allgemeinen ver-
fassungsrechtlichen Grenzen (Gleichheitssatz des Art. 3 Abs. 1 GG, Äquivalenzprinzip) zu 
beachten, ohne dass hier spezifische Probleme der Bereitstellung von Lkw-Ladeinfrastruk-
tur erkennbar wären. 

Insbesondere sind keine verfassungsrechtlichen Hindernisse erkennbar, die es verbieten 
oder erschweren würden, mit Hilfe einer nutzungsunabhängigen Preiskomponente die 
Fixkosten möglichst verursachungsgerecht auf alle Nutzer zu verteilen oder ineffiziente 
Nutzungsanreize (z. B. Ausweichen auf andere, womöglich volkswirtschaftlich ungünsti-
gere Lademöglichkeiten) zu vermeiden. Auch sonst sind keine nennenswerten Restriktio-
nen für die Gestaltung des Preissystems ersichtlich, solange es sich insgesamt um ein 
nachvollziehbares System handelt, das neben ladevorgangsbezogenen auch zeitbezogene 
Preiskomponenten zur (Mit-)Finanzierung einer flächendeckenden Versorgung enthalten 
darf. 

2. Zuweisung von Haushaltsmitteln 

Was die Zuweisung von Haushaltsmitteln an die Bundes-Lkw-Ladegesellschaft angeht, so 
sind ebenfalls keine spezifischen Probleme ersichtlich, die aus der hier untersuchten Mo-
dellkonstellation resultieren. Es gelten die allgemeinen Regeln des Haushaltsverfassungs-
rechts wie sie auch bei der Zuweisung von Bundesmitteln an andere Infrastruktur- oder 
Dienstleistungseinrichtungen praktiziert werden, wobei diese öffentlich-rechtlich69 oder 
privatrechtlich70 organisiert sein können. Eine Basisfinanzierung der Bundesgesellschaft 
aus Haushaltsmitteln könnte durch vertragliche Vereinbarungen zwischen Bund und der 
Gesellschaft (ähnlich den Leistungs- und Finanzierungsvereinbarungen zwischen Bund 

 
69 Z.B. die Deutsche Nationalbibliothek, eine rechtsfähige bundesunmittelbare Anstalt des öffentlichen 
Rechts, auf der Grundlage des Gesetzes über die Deutsche Nationalbibliothek vom 22. Juni 2006 (BGBl. I S. 
1338), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 1. September 2017 (BGBl. I S. 3346) geändert worden 
ist. 
70 Z.B. Die Autobahn GmbH des Bundes auf der Grundlage des Infrastrukturgesellschaftserrichtungsgesetzes 
vom 14. August 2017 (BGBl. I S. 3122, 3141), das zuletzt durch Artikel 8 des Gesetzes vom 22. Dezember 
2023 (BGBl. 2023 I Nr. 409) geändert worden ist. Ein Beispiel für die zahlreichen privatrechtsförmigen Ein-
richtungen des Bundes ohne gesetzliche Grundlage ist die NOW GmbH – Nationale Organisation Wasser-
stoff- und Brennstoffzellentechnologie (https://www.now-gmbh.de). 
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und DB AG) ausgestaltet werden. Für die Bereitstellung und Verwendung dieser Haus-
haltsmittel des Bundes gelten – selbstverständlich – die haushaltsverfassungsrechtlichen 
Rahmenbedingungen insbesondere des Art. 110 GG. Hinzuweisen ist darauf, dass die Bun-
desgesellschaft selbst nicht von den haushaltsverfassungsrechtlichen Bindungen des Art. 
110 GG erfasst wird.71  

3. „Schuldenbremsen-neutrale“ Aufnahme von Fremdkapital? 

Genauerer Untersuchung bedarf die Frage, ob eine „schuldenbremsen-neutrale“ Finan-
zierung dadurch erreicht werden könnte, dass der Bundes-Lkw-Ladegesellschaft (durch 
Gesetz) die Befugnis eingeräumt wird, das für den Aufbau der ÖB-LI benötigte Kapital 
selbst am Kapitalmarkt aufzunehmen. Die Antwort hängt davon ab, ob das grundsätzliche 
Verbot struktureller Neuverschuldung aus Art. 109 Abs. 3 GG – genauer: die dort und in 
Art. 115 Abs. 2 GG genannten Grenzen – auch für die Bundes-Lkw-Gesellschaft gelten 
würden. 

Insoweit ist zu beachten, dass das Verbot struktureller Neuverschuldung in Art. 109 Abs. 
3 Satz 1 GG ebenso wie der gesamte Absatz 3 des Art. 109 GG bezogen ist auf die „Haus-
halte von Bund und Ländern“. Aus diesem Wortlaut, der nicht zuletzt vor dem Hinter-
grund des haushaltsrechtlichen Rechtsträgerprinzips ausgelegt werden muss, wie es auch 
vom Bundesverfassungsgericht72 bestätigt wurde, und auch aus der Entstehungsge-
schichte leitet die ganz herrschende Auffassung in der Literatur ab, dass der Anwendungs-
bereich dieser Norm auf den Haushalt des Bundes und die Haushalte der Bundesländer 
beschränkt ist. Eine Zurechnung der Kreditaufnahmen juristisch selbständiger Personen 
(mit eigener Rechtsfähigkeit) des öffentlichen oder des privaten Rechts zu den Haushalten 
von Bund und Ländern im Sinne des Art. 109 Abs. 3 GG wird mit guten Gründen abge-
lehnt.73 Das Verbot bzw. die Grenzen der Neuverschuldung aus Art. 109 Abs. 3 GG gelten 
also nicht für rechtsfähige Anstalten, Körperschaften oder Stiftungen des öffentlichen 
Rechts auf Bundes- oder auf Landesebene. Auch Gesellschaften des privaten Rechts 
(GmbH, AG), deren alleiniger Gesellschafter/Aktionär der Bund oder ein Land ist, sind 
nicht Adressat der Schuldenbremse des Art. 109 Abs. 3 GG.74 

 
71 Als Kompensation in den Fällen überwiegender Finanzierung durch den Bund regelt § 26 Abs. 3 BHO, dass 
über die Einnahmen und Ausgaben von juristischen Personen des öffentlichen Rechts, die vom Bund ganz 
oder zum Teil zu unterhalten sind, und von Stellen außerhalb der Bundesverwaltung, die vom Bund Zuwen-
dungen zur Deckung der gesamten Ausgaben oder eines nicht abgegrenzten Teils der Ausgaben erhalten, 
Übersichten dem Haushaltsplan als Anlagen beizufügen oder in die Erläuterungen aufzunehmen sind. 
72 Zum Rechtsträgerprinzip des Haushaltsverfassungsrechts BVerfGE 129, 356 (366 f.) m.w.N. 
73 S. nur Hellermann, Finanzverfassungsrechtliche Fragen im Zusammenhang mit der Aufstellung des Bun-
deshaushalts 2025, Kurzgutachten im Auftrag des Bundesministeriums der Finanzen, Juli 2024 (abrufbar 
unter https://www.zeit.de/wirtschaft/2024-08/gutachten.pdf?appLinkHandling=true; zuletzt abgerufen 
am 18.12.2025), S. 4 mit Verweis auf: Kube, in: Dürig/Herzog/Scholz, GG (103. EL Januar 2024), Art. 115 Rn. 
60; Heun, in: Dreier, GG, Bd. 3, 3. Aufl. 2018, Art. 115 Rn. 24; Pünder, in: Friauf/Höfling, Berliner Kommentar 
zum GG (EL 3/23 Dezember 2023), Art. 115 Rn. 49; BVerfGE 129, 356 (366), bezogen auf Art. 110 Abs.1 GG: 
„Einnahmen und Ausgaben des Bundes sind lediglich solche der Gebietskörperschaft Bund. Nicht erfasst 
sind die Einnahmen und Ausgaben von bundesunmittelbaren juristischen Personen des öffentlichen Rechts 
oder von privatrechtlich organisierten Gesellschaften, die im Eigentum des Bundes stehen oder an denen 
der Bund beteiligt ist“. Siehe außer den Nachweisen bei Hellermann noch Klepzig, Die „Schuldenbremse“ 
im Grundgesetz – Ein Erfolgsmodell?, 2015, S. 230 ff. mit ausführlichen Nachweisen; Sailer, JZ 2009, S. 721 
(723 mit Fn. 16); Tappe, DÖV 2009, S. 881 (889); Wieland, Rechtliche Rahmenbedingungen und Gestaltungs-
spielräume bei Aufnahme einer Schuldenbremse in die Verfassung des Landes Nordrhein- Westfalen, 2015 
(Speyerer Arbeitsheft Nr. 222), S. 62 f., 65. 
74 Ausführlicher dazu Hermes/Vorwerk/Beckers, Die Schuldenbremse des Bundes und die Möglichkeit der 
Kreditfinanzierung von Investitionen – Rechtslage, ökonomische Beurteilung und Handlungsempfehlungen, 
IMK Study Nr. 70, Düsseldorf, Oktober 2020 (abrufbar unter: https://www.boeckler.de/de/faust-de-
tail.htm?sync_id=9095; zuletzt abgerufen am 18.12.2025), S. 21 ff. 
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Vor diesem Hintergrund liegt es auf der Hand, dass die Anwendung des Rechtsträgerprin-
zips zu Umgehungsmöglichkeiten führt, weil Bund und Länder geneigt sein könnten, 
Staatsschulden auf selbständige Rechtsträger „auszulagern“, ohne den Bindungen des 
Art. 109 Abs. 3 GG zu unterliegen. Vor diesem Hintergrund ist die Kritik daran verständ-
lich, dass Art. 109 Abs. 3 GG an dem formalen Rechtsträgerprinzip festhält, sich damit 
deutlich von den europäischen Zurechnungsregeln entfernt und zugleich Umgehungs-
möglichkeiten eröffnet.75 Dennoch kann nach nahezu einhelliger Auffassung die klare Ent-
scheidung des verfassungsändernden Gesetzgebers nicht im Wege einer erweiternden 
Auslegung korrigiert werden.76 Vielmehr können Umgehungen des Art. 109 Abs. 3 GG 
dadurch verhindert werden, dass dessen Anwendungsbereich mit Hilfe des allgemeinen 
Verbots des Rechtsmissbrauchs vorsichtig erweitert wird. Das setzt aber klare Konturen 
einer Umgehungs- oder einer Missbrauchskonstellation voraus. Erwägenswert ist dies ins-
besondere in Fällen, in denen kreditaufnehmenden juristischen Personen des öffentli-
chen oder des privaten Rechts keine eigene Sachaufgabe zugewiesen ist,77 ihnen also die 
erkennbare Funktion zukommt, für den Bund oder ein Land Kredite aufzunehmen, die 
dem Ausgleich von Haushaltsdefiziten dienen. In der Literatur hat sich als Indikator für 
eine solche Konstellation die Finanzierungsgesellschaft ohne eigene Sachaufgabe heraus-
kristallisiert.78 Eine Ausdehnung des Anwendungsbereichs von Art. 109 Abs. 3 GG auf 
rechtlich selbständige Einheiten kommt danach nur dann in Betracht, wenn diese juristi-
sche Person des privaten oder des öffentlichen Rechts „keine eigenen Sachaufgaben zu 
erfüllen hat, sondern überwiegend oder ausschließlich finanzwirtschaftliche Funktionen 
wahrnehmen soll“79, wobei diese „Orientierungsformel“ aufgabenspezifischer und einzel-
fallbezogener Konkretisierung bedarf. Nicht zu folgen ist dagegen der vereinzelt geblie-
benen Auffassung80, wonach bereits die Übernahme des Schuldendienstes durch den 
Staat zu einer Zurechnung der Schulden eines selbständigen Rechtsträgers führt. 

Da die Bundesgesellschaft als juristische Person des öffentlichen oder des privaten Rechts 
konstituiert werden soll und deshalb nach dem Rechtsträgerprinzip nicht dem Haushalt 
des Bundes zugerechnet werden kann und da sie offensichtlich auch über eine eigene 

 
75 Kritik etwa bei Jahndorf, NVwZ 2001, 620 (622); Kube, in: Dürig/Herzog/Scholz, GG (103. EL Januar 2024), 
Art. 115 Rn. 61; Wendt, in: Huber/Voßkuhle, GG, Bd. 3, 8. Aufl. 2024, Art. 115 Rn. 114; Siekmann, in: Sachs, 
GG, 9. Aufl. 2021, Art. 115 Rn. 70. 
76 S. dazu die ausführlichen Nachweise bei Hellermann, Finanzverfassungsrechtliche Fragen im Zusammen-
hang mit der Aufstellung des Bundeshaushalts 2025 (oben Fn. 73), S. 12: „Kube, in: Dürig/Herzog/Scholz, 
GG (103. EL Januar 2024), Art. 115 Rn. 60 f.; Heun, in: Dreier, GG, Bd. 3, 3. Aufl. 2018, Art. 115 Rn. 24; 
Pünder, in: Friauf/Höfling, Berliner Kommentar zum GG (EL 3/23 Dezember 2023), Art. 115 Rn. 49. A.A. zu 
Art. 115 GG a.F. Puhl, Budgetflucht und Haushaltsverfassung, 1996, S. 533 f. Die nicht näher begründete, 
abweichende Annahme von G. Kirchhof, in: v. Mangoldt/Klein/Starck, GG, Bd. 3, 7. Aufl., Art. 109 Rn. 84, ist 
an entsprechender Stelle bei G. Kirchhof, in: Huber/Voßkuhle, GG, Bd. 3, 8. Aufl., Art. 109 Rn. 92, 102 f., 
nicht mehr aufrechterhalten.“ 
77 In diesem Sinne wird vertreten, dass der Bund den selbständigen juristischen Personen (des öffentlichen 
oder des privaten Rechts) nur hinreichend Sachaufgaben zuweisen müsse, um der Schuldenbremse zu ent-
gehen, so etwa Heun, in: Dreier (Hrsg.), GG-Kommentar, Bd. III, 3. Aufl. 2018, Art. 115 Rn. 24. 
78 Nachweise dazu bei Hellermann, Finanzverfassungsrechtliche Fragen im Zusammenhang mit der Aufstel-
lung des Bundeshaushalts 2025 (oben Fn. 73), S. 18. 
79 So Wendt, in: v. Mangoldt/Klein/Starck, GG-Kommentar, Bd. III, 7. Aufl. 2018, Art. 115 Rn. 65 m.w.N. 
dieser herrschenden Auffassung. Vor diesem Hintergrund wird auch vertreten, dass der Bund den selbstän-
digen juristischen Personen (des öffentlichen oder des privaten Rechts) nur hinreichend Sachaufgaben zu-
weisen müsse, um der Schuldenbremse zu entgehen, so etwa Heun, in: Dreier, Grundgesetz-Kommentar, 
3. Auflage 2018, Art. 109 Rn. 24. 
80 Kube, VerfBlog, 2021/10/20, zur Zulässigkeit der Gründung einer öffentlichen Investitionsgesellschaft: 
„Die Gesellschaft muss sich durch einen Sachzweck legitimieren und darf nicht allein mit dem Ziel der Kre-
ditaufnahme gegründet worden sein. Auch darf es nicht so sein, dass letztlich der Bund … für die Schulden 
der Gesellschaft geradesteht oder sogar den Schuldendienst übernimmt.“ (https://verfassungsblog.de/die-
zukunft-der-staatlichen-kreditaufnahme/ abgerufen am 18.12.2025). 
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Sachaufgabe verfügt, findet Art. 109 Abs. 3 und Art. 115 Abs. 2 GG auf sie keine Anwen-
dung. Nach den verfassungsrechtlichen Vorgaben könnte eine Bundes-Lkw-Ladegesell-
schaft also mit der gesetzlich limitierten Ermächtigung zur Aufnahme von Krediten ausge-
stattet und dadurch eine „schuldenbremsen-neutrale“ Kreditaufnahme zur Finanzierung 
der erheblichen Investitionen in die Lkw-Ladeinfrastruktur ermöglicht werden. 

Exkurs: Eine andere Frage ist, ob die „europäischen Schuldenbremse“ in Gestalt der sog. 
Maastricht-Kriterien (Art. 126 AEUV, Protokoll über das Verfahren bei einem übermäßi-
gen Defizit81: jährliches Haushaltsdefizit von höchstens 3% des Bruttoinlandsproduktes, 
gesamter öffentlicher Schuldenstand von max. 60% des Bruttoinlandsproduktes) für eine 
Kreditaufnahme durch die Bundesgesellschaft gelten würde, ob also die von dieser Ge-
sellschaft aufgenommenen Kredite bei der Anwendung der Maastricht-Kriterien dem 
Bund zugerechnet werden müssten. Das hängt, da die Gesellschaft nach dem Reformvor-
schlag staatlich kontrolliert ist, maßgeblich davon ab, ob sie nach den einschlägigen Re-
geln des ESVG 201082 als Nicht-Marktproduzent einzustufen wäre. Das wäre regelmäßig 
dann der Fall, wenn weniger als 50% der Produktionskosten durch Verkaufserlöse (Um-
sätze am Markt) gedeckt werden. Diese Regeln gelten auch bei der Anwendung des Stabil-
täts- und Wachstumspaktes83. 

V. Wettbewerbswirkungen für private Betreiber von Lkw-Ladeinfra-
struktur: Grundrechte 

Soweit private Unternehmen als Betreiber von Lkw-Ladeinfrastruktur bereits aktiv sind 
oder konkret planen, zukünftig Lkw-Ladeinfrastruktur anzubieten, könnte der hier zu prü-
fende Reformvorschlag in Konflikt geraten mit den wirtschaftlichen Grundrechten der Be-
rufsfreiheit aus Art. 12 Abs. 1 GG und des Eigentumsschutzes aus Art. 14 Abs. 1 GG. Keine 
eigenständige Bedeutung kommt daneben im vorliegenden Zusammenhang der Rechtsfi-
gur des sog. eingerichteten und ausgeübten Gewerbebetriebs zu, weil dessen Schutz nicht 
weiter geht „als der Schutz, den seine wirtschaftliche Grundlage genießt“ und „nur den 
konkreten Bestand an Rechten und Gütern“ erfasst, nicht dagegen „bloße Umsatz- und 
Gewinnchancen oder tatsächliche Gegebenheiten“84.  

Ebenfalls keiner gesonderten Erörterung bedarf aus verfassungsrechtlicher Perspektive 
die Frage, ob die Inhaber von Konzessionen für die Errichtung und/oder den Betrieb von 

 
81 Protokoll (Nr. 12) über das Verfahren bei einem übermäßigen Defizit, ABl. C 202 vom 7.6.2016, S. 279-
280. 
82 VO (EU) Nr. 549/2013 vom 21.5.2013 zum Europäischen System Volkswirtschaftlicher Gesamtrechnungen 
auf nationaler und regionaler Ebene in der Europäischen Union, ABl. L 174 vom 26.6.2013, S. 1, zuletzt 
gändert durch VO (EU) 2023/734 vom 15.3.2023, ABl. L 97 vom 5.4.2023, S. 1. 
83 Dieser setzt sich nach der jüngsten Reform aus den folgenden Bestandteilen zusammen (s. die Übersicht 
des BMF – https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/FAQ/stabilitaets-und-wachstums-
pakt.html – zuletzt abgerufen am 18.12.2025): (1) Verordnung (EU) 2024/1263 des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 29. April 2024 über die wirksame Koordinierung der Wirtschaftspolitik und die 
multilaterale haushaltspolitische Überwachung und zur Aufhebung der Verordnung (EG) 1466/97 des Rates, 
(2) Verordnung (EG) 1467/97 über die Beschleunigung und Klärung des Verfahrens bei einem übermäßigen 
Defizit, zuletzt geändert durch Verordnung (EU) 2024/1264 des Rates vom 29. April 2024, (3) Richtlinie 
2011/85/EU des Rates vom 8. November 2011 über die Anforderungen an die haushaltspolitischen Rahmen 
der Mitgliedstaaten, zuletzt geändert durch Richtlinie (EU) 2024/1265 des Rates vom 29. April 2024, (4) 
Verordnung (EU) Nr. 1173/2011 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. November 2011 über 
die wirksame Durchsetzung der haushaltspolitischen Überwachung im Euro-Währungsgebiet. Das geän-
derte Regelwerk ist seit dem 30. April 2024 in Kraft. 
84 BVerfGE 143, 246, Rn. 240 m.w.N. aus der Rechtsprechung des BVerfG. 
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Nebenbetrieben an Bundesautobahnen (Tankstellen, Raststätten) im Hinblick auf die Re-
alisierung von Lkw-Ladeinfrastruktur im Rahmen ihres jeweiligen Nebenbetriebs eine 
rechtliche Sonderstellung85 genießen. Ob eine solche evt. durch die Konzession verliehene 
Sonderstellung die Tätigkeit der Bundesgesellschaft bei Realisierung der ÖB-LI insbeson-
dere auf bewirtschafteten Rastanlagen begrenzen könnte, ist keine verfassungsrechtliche 
Frage, sondern beantwortet sich nach Maßgabe des einschlägigen – nationalen und eu-
ropäischen – Konzessionsvertrags-, Vergabe- und Kartellrechts. Dass sich hierbei spezifi-
sche Fragen nach Bedeutung und Tragweite der Grundrechte stellen, ist nicht ersichtlich. 

Nachteilige Wirkungen eines staatlichen Engagements in Form einer Bundes-Lkw-Ladege-
sellschaft für private Anbieter sind nicht evident, aber auch nicht auszuschließen. Der 
durch dieses Engagement geförderte Hochlauf der Antriebswende im Schwerlastverkehr 
dürfte auch den privaten Anbietern von Lkw-Ladeinfrastruktur zugutekommen. Auch wer-
den private Anbieter bei einem staatlichen Aufbau einer Lkw-Ladeinfrastruktur mit Errich-
tung und Betrieb durch eine bundeseigene Gesellschaft rechtlich nicht an ihrer unterneh-
merischen Betätigung gehindert. Aber sie können wegen der ihnen nicht zur Verfügung 
stehenden Basisfinanzierung zur Deckung der Fixkosten (aus Haushaltsmitteln) nicht in 
gleiche Weise wie der staatliche „Konkurrent“ agieren. Wenn die Bundesgesellschaft nach 
einem „Not-for-Profit-Ansatz“ wirtschaftet, um im öffentlichen Interesse flächendeckend 
Lkw-Ladeinfrastruktur zu angemessenen Bedingungen bereitzustellen, kann sie zu niedri-
geren Preisen anbieten als Private. Denn sie ist nicht darauf angewiesen, die Infrastruk-
turkosten über die Bepreisung an die Kunden weiterzugeben. Daraus dürfte ein erhebli-
cher wirtschaftlicher Vorteil folgen, der den Marktzugang privater Konkurrenz faktisch 
mindestens stark beeinträchtigt. 

Wie solche staatlichen Einwirkungen in Gestalt öffentlicher Unternehmen aus grund-
rechtlicher Perspektive zu beurteilen sind, ist weder in der Rechtsprechung noch in der 
Verfassungsrechtslehre abschließend geklärt – nicht zuletzt deshalb, weil inzwischen das 
Unionsrecht mit strengeren Maßstäben in solchen Konstellationen das „Zepter übernom-
men“ hat. 

Vor diesem Hintergrund sei aus verfassungsrechtlicher Perspektive hier nur knapp festge-
halten: Die grundrechtlichen Wirtschaftsfreiheiten allgemein und die Berufsfreiheit im 
Besonderen schützen zwar künftige Erwerbsmöglichkeiten nicht als solche86 und bieten 
auch keinen pauschalen Schutz gegenüber staatlicher Konkurrenzwirtschaft.87 Allerdings 
soll ein Grundrechtsschutz aus Art. 12 Abs. 1 GG aber dann eingreifen können, wenn die 
öffentliche Konkurrenzwirtschaft faktisch die öffentliche Monopolisierung eines Wirt-
schaftsbereichs bewirkt und die wirtschaftliche Betätigung privater Unternehmungen in 
jenem Bereich dadurch zum Erliegen kommt.88 Außerdem ist anerkannt, dass Art. 12 Abs. 
1 GG auch das berufsbezogene Verhalten von Unternehmen am Markt schützt.89 Und ein 
Grundrechtseingriff soll dann vorliegen, wenn der Staat als Wettbewerber auftritt und 
dabei Vorteile in Anspruch nimmt, die privaten Unternehmen nicht zu Gebote stehen.90 

 
85 S. dazu bereits die Hinweise oben in Fn. 36. 
86 BVerfGE 155, 238 (286, Rn. 119); s. auch BVerfGE 110, 274 (288, Rn. 41); 148, 40 (50, Rn. 27); 158, 1 (29, 
Rn. 51). 
87 BVerfGE 97, 12 (31); BVerwG, 22.02.1972 – I C 24.69 –, juris Rn. 23; Papier/Shirvani, in: Dürig/Her-
zog/Scholz, GG, Stand: 105. EL August 2024, Art. 14 Rn. 366. 
88 BVerwG, 22.02.1972 – I C 24.69 –, juris Rn. 23; Papier/Shirvani, in: Dürig/Herzog/Scholz, GG, Stand: 105. 
EL August 2024, Art. 14 Rn. 367. 
89 BVerfGE 105, 252 (265 ff.); 106, 275 (298 f.). 
90 So z.B. Schneider, in: Merten/Papier (Hrsg.), Hdb. der Grundrechte, Bd. V, 2013, § 113 Rn. 114. 
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So soll es für einen Eingriff in die Berufsfreiheit genügen, wenn „durch staatliche Maß-
nahmen der Wettbewerb beeinflusst und die Ausübung einer beruflichen Tätigkeit 
dadurch behindert wird“ 91. Letztlich geht es in der Literatur um die Frage der Belastungs-
intensität, die das staatliche Angebot durch ein öffentliches Unternehmen für die privaten 
Unternehmen bewirkt.92 Einerseits werden strenge Maßstäbe angelegt und eine Verun-
möglichung der unternehmerischen Betätigung zur Voraussetzung für einen Grundrechts-
eingriff gemacht. Andererseits wird die Sonderrolle öffentlicher Unternehmen hervorge-
hoben (faktisch fehlendes Insolvenzrisiko, Defizitausgleich aus Steuermitteln, Doppelrolle 
des Staates als Regulierer und Unternehmer) und die Eingriffsschwelle niedriger ange-
setzt, so dass eine erhebliche, empfindliche, messbare bzw. spürbare Behinderung genü-
gen soll. 

Da in dieser Frage ein pauschaler Ansatz kaum zu überzeugen vermag93 und außerdem 
hier offensichtlich Fragen der Eingriffsqualität und der Rechtfertigung ineinandergreifen, 
ist auf die Funktion des konkreten öffentlichen Unternehmens abzustellen und nach den 
Gründen zu fragen, die gegebenenfalls den „Eingriff“ in den Markt in der konkreten Kons-
tellation legitimieren. 

Für die hier interessierende Bundes-Lkw-Ladegesellschaft ist dabei hervorzuheben: Die 
vorgeschlagene Modellkonzeption enthält keine rechtlich gesicherte Monopolstellung 
der Bundesgesellschaft. Ihr Funktion liegt darin, im Interesse einer aus Gründen des Kli-
maschutzes dringend erforderlichen Förderung des Hochlaufs treibhausgasneutralen 
Schwerlastverkehrs auf der Straße eine Basis-Infrastruktur zu gewährleisten, die der 
Markt in der gebotenen Schnelligkeit offensichtlich nicht leisten kann. In diesem Zusam-
menhang dürfte auch von Bedeutung sein, dass bereits vorhandene Lkw-Ladeinfrastruk-
tur soweit ersichtlich nicht ohne staatliche Förderung realisiert wurde. Unabhängig davon 
ist auch fraglich, ob das Angebot der Bundesgesellschaft überhaupt als wirtschaftliche Tä-
tigkeit qualifiziert werden kann. Denn sie agiert nicht nach dem Modus privater Wirt-
schaftsunternehmen, wenn sie dem „Not-for-Profit-Ansatz“ verpflichtet ist. Vor diesem 
Hintergrund könnte man das Bundesgesellschafts-Modell auch in dem Sinne verstehen, 
dass es nicht die Monopolisierung oder eine dominante staatliche Intervention in eine 
wirtschaftliche Agenda, sondern die (Neu-)Definition einer Staats- und Verwaltungsauf-
gabe durch den Bundesgesetzgeber zum Inhalt hat. Angesichts offensichtlicher – oder je-
denfalls im Rahmen seiner Einschätzungsprärogative zulässigerweise als solche einge-
schätzter – Defizite eines Modells einer unregulierten Marktwirtschaft ist ein solches Mo-
dell am Maßstab der Grundrechte zu rechtfertigen. Denn mangels eines verfassungs-
rechtlichen Staatsaufgabenkatalogs, der zudem auch noch limitierende Qualität haben 
müsste, enthält das Grundgesetz auch in seinem Grundrechtsteil für derartige politische 
Entscheidungen keine materiellen Vorgaben.  

Auch der Gleichheitssatz, der hier wegen der unterschiedlichen Finanzierung der Bundes-
gesellschaft einerseits und privater Betreiber von Lkw-Ladeinfrastruktur andererseits ins 
Feld geführt werden könnte, dürfte kein verfassungsrechtliches Hindernis darstellen. 
Denn ausreichend gewichtige sachliche Gründe für eine solche Ungleichbehandlung fol-
gen insbesondere daraus, dass das Bundesgesellschafts-Modell die definierten Ziele (Flä-

 
91 So BVerfGE 86, 28 (37) – allerdings bezogen auf den speziellen Fall, dass einem Sachverständigen die 
öffentliche Bestellung verweigert wurde. 
92 Auch zum Folgenden s. die gute Übersicht mit ausf. Nachw. bei Wollenschläger, in: Dreier, GG-Kommen-
tar, Bd. I, 4. Aufl. 2023, Art. 12 Rn. 84. 
93 So auch Wollenschläger, in: Dreier, GG-Kommentar, Bd. I, 4. Aufl. 2023, Art. 12 Rn. 84. 
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chendeckung, Attraktivität des Angebotes mit Reservierung etc.) besser erreicht als an-
dere Modelle, die privater Initiative mehr Raum lassen und private Anbieter gleichbehan-
deln würden. 

 

Frankfurt am Main, den 30.12.2025                 G. Hermes 
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